
Stadtwerkeareal
Begründung zum Bebauungsplan Nr. 113.02.45 in der  
Landeshauptstadt Saarbrücken, Stadtteil Alt-Saarbrücken 

10.08.2020; SATZUNG



IMPRESSUM

Kirchenstraße 12 · 66557 Illingen
Tel. 0 68 25 - 4 04 10 70
Fax 0 68 25 - 4 04 10 79
www.kernplan.de · info@kernplan.de

Verantwortlich:

Geschäftsführende Gesellschafter
Dipl.-Ing. Hugo Kern, Raum- und Umweltplaner
Dipl.-Ing. Sarah End, Stadtplanerin AKS

Projektbearbeitung:

Daniel Steffes, M.A. Geograph

Bebauungsplan Nr. 113.02.45 
„Stadtwerkeareal“

Im Auftrag der:

Stadtplanungsamt Saarbrücken
Bahnhofstraße 31
66111 Saarbrücken

Stand: 10.08.2020; SatzungIMPRESSUM



3 www.kernplan.deBP Nr. 113.02.45 „Stadtwerkeareal“, Stadtteil Alt-Saarbrücken

INHALT

Vorbemerkungen, Anlass und Ziele der Planung 4

Grundlagen und Rahmenbedingungen 6

Begründung der Festsetzungen und weitere Planinhalte 12

Auswirkungen der Planung, Abwägung  16

Anlagen: 

Artenschutzrechtlicher Fachbeitrag

Schalltechnische Untersuchung



BP Nr. 113.02.45 „Stadtwerkeareal“, Stadtteil Alt-Saarbrücken 4 www.kernplan.de

Vorbemerkungen, Anlass und Ziele der Planung

Die Hochschule für Technik und Wirtschaft 
des Saarlandes (HTW) möchte sich mittel-
fristig auf zwei Standorte in Saarbrücken 
konzentrieren, einer davon soll der Campus 
Alt-Saarbrücken sein. 

Von Seiten der Verwaltung wird nördlich 
des Stadtwerkeparks auch ein Standort für 
eine Kindertagesstätte angestrebt. Des Wei-
teren soll die öffentliche Zugänglichkeit des 
Stadtwerkeparks als wichtige Freifläche in 
der Tallage Alt-Saarbrückens ermöglicht 
werden. 

Das Ziel dieses Bebauungsplans ist es, fol-
gende Maßnahmen zu ermöglichen:

• Neubauten im Bereich der HTW sowie 
auf einem Teil des heutigen Stadtwerke-
grundstücks

• Verlagerung der Hubsteigerhalle von 
der Ecke Werder-/Hohenzollernstraße 
auf das südlich davon gelegene Baufeld

• Schaffung von ausreichendem Park-
raum auf dem Gelände der Stadtwerke 
südlich der Hohenzollernstraße für die 
Belange der Stadtwerke

• Ausweisung und Öffnung des Stadtwer-
keparks als öffentliche Grünfläche für 
den Stadtteil

• Ausweisung eines Standortes für eine 
neue Kita mit sechs Gruppen in der 
Tallage von Alt-Saarbrücken

In einem ersten Schritt sollen nun für den 
südlichen Teilbereich (Karree Hohenzollern-
straße / Gärtnerstraße / Heuduckstraße / 
Werderstraße) die planungsrechtlichen Vor-
aussetzungen für die folgenden Maßnah-
men geschaffen werden: 

• Planungsrechtliche Sicherung für den 
Ersatz der wegfallenden Stellplätze der 
Stadtwerke auf dem nördlich der Ho-
henzollernstraße gelegenen Baufeld. 
Dazu soll ein Parkhaus entstehen, für 
dessen Fassadengestaltung ein Wettbe-
werb durchgeführt werden soll.

• Gleichzeitig soll als eine dauerhafte Si-
cherung dieses Blocks mit einer mit der 
umgebenden Wohnnutzung verträgli-
chen gewerblichen Nutzungsmischung 
erfolgen. Hier sind einerseits kurzfristig 
geplante Erweiterungen der Stadtwerke 
vorgesehen wie auch mittel- bis lang-
fristige Optionen.

Das Planvorhaben ist auf Basis des 
Bebauungsplanes Nr. 113.02.25 „Baugrup-
peneinheit XIX Stadtwerke“, rechtskräftig 
seit dem 26.11.1966, nicht realisierungsfä-
hig. 

Zur Schaffung der planungsrechtlichen Vor-
aussetzungen für die Zulässigkeit des Plan-
vorhabens bedarf es daher der Aufstellung 
des Bebauungsplanes Nr. 113.02.45 
„Stadtwerkeareal“.

Der Stadtrat der Landeshauptstadt Saarbrü-
cken hat somit nach § 1 Abs. 3 BauGB und 
§ 2 Abs. 1 BauGB die Einleitung des Verfah-
rens zur Aufstellung des Bebauungsplanes 
beschlossen.

Der Bebauungsplan Nr. 113.02.45 „Stadt-
werkeareal“ ersetzt in seinem Geltungsbe-
reich den Bebauungsplan Nr. 113.02.25 
„Baugruppeneinheit XIX Stadtwerke“ von 
1966.

Die genauen Grenzen des Geltungsbereiches 
des Bebauungsplanes sind dem beigefüg-
ten Lageplan zu entnehmen. Er umfasst 
eine Fläche von ca. 1,6 ha.

Mit der Erstellung des Bebauungsplanes 
und der Durchführung des Verfahrens ist die 
Kernplan Gesellschaft für Städtebau und 
Kommunikation mbH, Kirchenstraße 12, 
66557 Illingen, beauftragt. 

Mit der Erstellung eines Artenschutzrechtli-
chen Fachbeitrages (mit spezieller arten-
schutzrechtlicher Prüfung - saP) ist die ags-
taUmwelt GmbH, Saarbrücker Straße 178, 
66333 Völklingen, beauftragt.

Dem Bebauungsplan liegt zudem das 
Schalltechnische Gutachten zum Bebau-
ungsplan Nr. 113.02.45 „Erweiterung HTW 
/ Stadtwerkeareal“, Landeshauptstadt Saar-
brücken der GSB GbR - Schalltechnisches 
Beratungsbüro, Wendalinusstraße 2, 66606 
Sankt Wendel; Stand: 19.12.2019, zugrun-
de.

Verfahrensart

Das Verfahren wird nach § 13a BauGB (Be-
bauungspläne der Innenentwicklung) 
durch geführt. Es handelt es sich bei der Pla-
nung um eine Maßnahme der 
Innenentwicklung (Nachverdichtung). Mit 

dem Gesetz zur Erleichterung von Pla-
nungsvorhaben für die Innenentwicklung 
der Städte vom 21. Dezember 2006, das mit 
der Novellierung des Baugesetzbuches am 
1. Januar 2007 in Kraft trat, fällt die seit Ju-
li 2004 vorgesehene förmliche Umweltprü-
fung bei Bebauungsplänen der Größenord-
nung bis zu 20.000 qm weg. Dies trifft für 
den vorliegenden Bebauungsplan zu, da 
das Plangebiet lediglich eine Fläche von ca. 
1,6 ha in Anspruch nimmt.

Eine Zulässigkeit von Vorhaben, die einer 
Pflicht zur Durchführung einer Umweltver-
träglichkeitsprüfung nach dem Gesetz über 
die Umweltverträglichkeitsprüfung oder 
nach Landesrecht unterliegen, wird mit dem 
Bebauungsplan nicht begründet.

Weitere Voraussetzung der Anwendung des 
§ 13a BauGB ist, dass keine Anhaltspunkte 
für eine Beeinträchtigung der in § 1 Abs. 6 
Nr. 7 Buchstabe b BauGB genannten Um-
weltbelange vorliegen. Eine Untersuchung 
der naturschutzrechtlichen Belange kam zu 
dem Ergebnis, dass keine Anhaltspunkte für 
derartige Beeinträchtigungen bestehen. Der 
an § 50 BImSchG anknüpfende Ausschluss-
grund in § 13a BauGB betrifft die von Stör-
fallbereichen ausgehenden möglichen Aus-
wirkungen bei einem schweren Unfall. Die-
ser ist hier nicht gegeben.

Die Vorschriften des vereinfachten Verfah-
rens nach § 13 BauGB gelten entsprechend.

Es wird darauf hingewiesen, dass gem. § 13 
Abs. 2 und 3 BauGB und § 13a Abs. 2 und 
3 BauGB von einer Umweltprüfung nach 
§ 2 Abs. 4 BauGB, von dem Umweltbericht 
nach § 2a BauGB, von der Angabe nach § 3 
Abs. 2 Satz 2 BauGB, welche Arten umwelt-
bezogener Informationen verfügbar sind 
und der zusammenfassenden Erklärung 
nach § 10a Abs. 1 BauGB abgesehen wird.

Gemäß § 13a Abs. 2 Nr. 4 BauGB gelten die 
Eingriffe als vor der planerischen Entschei-
dung erfolgt oder zulässig, ein Ausgleich 
der vorgenommenen Eingriffe ist damit 
nicht notwendig.

Flächennutzungsplan

Der aktuell rechtswirksame Flächennut-
zungsplan des Regionalverbandes Saarbrü-
cken stellt für das Gebiet eine gemischte 
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Baufläche dar. Somit ist der Bebauungsplan 
gem. § 8 Abs. 2 BauGB aus dem Flächen-
nutzungsplan entwickelt.
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Lage und Begrenzung des 
räumlichen Geltungsbereiches

Das Plangebiet befindet sich zwischen der 
Hohenzollernstraße im Norden, der Heu-
duckstraße im Süden, der Werderstraße im 
Westen und der Gärtnerstraße im Osten.  
Die genauen Grenzen des Geltungsbereiches 
sind der Planzeichnung des Bebauungs- 
planes zu entnehmen.

Nutzung des Plangebietes, 
Umgebungsnutzung und 
Eigentumsverhältnisse

Das Plangebiet ist weitgehend versiegelt 
und bereits größtenteils durch die Stadt-

werke genutzt. Entlang der Gärtnerstraße 
befinden sich Wohngebäude in Privateigen-
tum.

Die nähere Umgebung wird insbesondere 
entlang der Hohenzollernstraße geprägt 
durch eine gründerzeitliche Straßenrandbe-
bauung mit einheitlicher Höhe und klar ab-
lesbaren Straßenfluchten.  

Die Flächen der Wohngebäude an der Gärt-
nerstraße sind in Privateigentum. Alle übri-
gen Flächen im Plangebiet befinden sich im 
Eigentum der Stadtwerke Saarbrücken.

Topografie des Plangebietes

Ein Großteil des Plangebietes stellt sich auf-
grund der derzeitigen Nutzung als ver-

gleichsweise eben dar. Das Plangebiet weist 
ein sehr leichtes von Süden nach Norden 
gerichtetes Gefälle auf. Es ist somit nicht 
davon auszugehen, dass sich die Topografie 
in irgendeiner Weise auf die Festsetzungen 
dieses Bebauungsplanes (insbesondere 
Fest  setzung der Baufenster) auswirken 
wird.

Verkehrsanbindung

Das Stadtwerkeareal ist bereits heute über 
die Hohenzollernstraße an das örtliche und 
im weiteren Verlauf über die östlich gelege-
ne Westspange und Stengelstraße an das 
überörtliche Verkehrsnetz (B 51 / BAB 620) 
angebunden. Die Wohngebäude entlang 
der Gärtnerstraße sind bereits ebenfalls er-

Grundlagen und Rahmenbedingungen

Orthofoto mit Geltungsbereich; ohne Maßstab; Quelle: Geoportal Saarland; Bearbeitung: Kernplan
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schlossen. Externer Erschließungsanlagen 
bedarf es zur Realisierung des Vorhabens 
nicht.

Ein zentrales Ziel der vorliegenden Planung 
ist die Neuordnung des stadtwerkeeigenen 
Fuhrparks durch die Errichtung eines Park-
hauses. Die Zufahrt erfolgt künftig über die 
Heuduckstraße

Ver- und Entsorgung

Die für das Vorhaben erforderliche Ver- und 
Entsorgungsinfrastruktur ist aufgrund er 
Vornutzung des Gebietes bereits vorhan-
den. Anschlusspunkte befinden sich in un-
mittelbarer Nähe des Plangebietes. Die Ent-
wässerung soll im Trennsystem erfolgen. 
Das Schmutzwasser wird durch Anschluss 
an den vorhandenen ZKE-Schmutzwasser-
kanal entsorgt. Das Niederschlagswasser 
wird durch Anschluss an den vorhandenen 
ZKE-Regenwasserkanal entsorgt. Die Pla-
nung und die Bauausführung für die Ent-
wässerungsanlagen sind mit der ZKE abzu-
stimmen.

Die nach § 49a SWG geltenden Vorgaben  
zur Beseitigung des Niederschlagswassers 
(Nutzung, Versickerung, Verrieselung, Ein-
leitung des Niederschlagswassers in ein 
oberirdisches Gewässer) sind damit erfüllt.

Berücksichtigung von  
Standortalternativen

Zentrales Ziel des vorliegenden Bebauungs-
planes ist die Schaffung der planungsrecht-
lichen Voraussetzungen zur Neuordnung 
des bestehenden Stadtwerkeareals auf dem  
vorhandenen Betriebsgrundstück im 
Plangebiet. Die Neuordnung ist nur erfor-
derlich,. damit Flächen für die Hochschule 
für Technik und Wirtschaft des Saarlandes 
(HTW) frei werden, die KITA untergebracht 
und der Stadtwerkepark für die Öffentlich-
keit zugänglich gemacht werden kann. Alle 
benötigten Nutzung des laufenden Betrie-
bes der Stadtwerke können an diesem 
Standort vorgehalten werden. Von daher 
wurden alternative Standorte nicht betrach-
tet.

Städtebauliche Konzeption

Das dem Bebauungsplan zugrunde liegen-
de städtebauliche Konzept sieht im nord-
westlichen und südöstlichen Bereich des 
heutigen Stadtwerkeareals den Neubau von 
einzelnen Verwaltungsgebäuden vor. Ent-
lang der Heuduckstraße im Süden soll ein 
kombiniertes Gebäude Parkhaus/Hubstei-
gerhalle entstehen.

Der darüber hinaus gehende ruhende Ver-
kehr soll wie bisher an zentraler Stelle im 
Plangebiet organisiert werden.

Die Erschließung erfolgt zum einen, wie bis-
her, über die nördlich zum Plangebiet füh-
rende Hohenzollernstraße sowie zum ande-
ren über eine neu zu errichtende Ein- und 
Ausfahrt des Parkhauses entlang der Heu-
duckstraße im Süden. 

Blick von Norden über das Plangebiet mit der Hohenzollernstraße im Vordergrund
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Übergeordnete Planungsvorgaben der Raumordnung und Landesplanung; naturschutzrechtliche Be-
lange; geltendes Planungsrecht

Kriterium Beschreibung

Landesentwicklungsplan (Siedlung und Umwelt)

zentralörtliche Funktion Alt-Saarbrücken ist Teil des Stadtbezirks Saarbrücken-Mitte des Oberzentrums  
Saarbrücken

Vorranggebiete nicht betroffen

zu beachtende Ziele und Grundsätze • Nachrichtlich übernommene Siedlungsfläche überwiegend Wohnen

• (Z 12) Die dort vorhandenen Wohn- und Arbeitsstätten, zentrale Einrichtungen der 
Daseinsvorsorge, öffentliche und private Dienstleistungen sowie sonstigen 
Infrastruktureinrichtungen sollen an die aktuellen Rahmenbedingungen angepasst 
und - soweit möglich - in ihrem Bestand dauerhaft gesichert werden: erfüllt 

• (Z 17) Bei der Siedlungsentwicklung (Wohnen, Gewerbe, Industrie und Dienstleistun-
gen sowie Einrichtungen für Freizeit und Sport) sind vorrangig die im Siedlungsbestand 
vorhandenen Potenziale an Brach- und Konversionsflächen, Baulücken und Bauland-
reserven sowie das Erneuerungspotenzial des Siedlungsbestandes zu nutzen: erfüllt

• keine Restriktionen für das Vorhaben

Landschaftsprogramm keine speziellen Entwicklungsziele oder Funktionszuweisungen

Übergeordnete naturschutzrechtliche Belange

Gebiete von gemeinschaftlicher Bedeu-
tung

nicht betroffen

Regionalpark Lage im Regionalpark Saar, aber nicht innerhalb eines der Projekträume; Regionalparks 
sind rein informelle Instrumente ohne restriktive Wirkungen

Sonstige Schutzgebiete: Naturschutz-, 
Landschaftsschutz-, Wasserschutzgebiete, 
Überschwemmungsgebiete, Geschützte 
Landschaftsbestandteile, Naturparks, 
Nationalparks, Biosphärenreservate 

nicht direkt betroffen; nördlich der Hohenzollernstraße schließt in kurzer Entfernung das 
Überschwemmungsgebiet der Saar an

Denkmäler / Naturdenkmäler / archäo-
logisch bedeutende Landschaften nach 
§ 6 SDSchG oder in amtlichen Karten 
verzeichnete Gebiete

Im unmittelbaren Umfeld befinden sich eine Reihe von Denkmälern. Diese genießen 
gem. DSchG Erhaltungs- sowie Umgebungsschutz.

Geschützter unzerschnittener Raum nach 
§ 6 Abs. 1 SNG

nicht betroffen

Risikogebiet gem. § 78 WHG Der Geltungsbereich wird bei HQextrem in weiten Teilen überflutet und liegt damit in 
einem Risikogebiet gem. § 78b WHG. Gemäß Wasserspiegellagenberechnung stellt sich 
ein Wasserstand von 191,24 m ü NN ein, nach Hochwassergefahrenkarte entspricht dies 
Höhen bis etwa 0,5 m ü Geländeoberkante.

Hochwasserschutz / Starkregen Die städtische Starkregen-Gefahrenkarte wird für die Betrachtung der Lastfälle außerhalb 
der Bemessung der Entwässerungsanlagen (Notüberlaufszenarien) beachtet hinsichtlich 
einer schadlosen Ableitung bzw. entsprechenden Beachtung der Fließwege bei der bauli-
chen Gestaltung der Neubauten. Die Starkregengefahrenkarte kann bei der ZKE eingese-
hen werden.

Hinsichtlich der klimatischen Veränderungen ist darauf zu achten, dass die Oberflächen-
abflüsse aufgrund von Starkregenereignissen einem kontrollierten Abfluss zugeführt wer-
den. Den umliegenden Anliegern darf kein zusätzliches Risiko durch unkontrollierte Über-
flutungen entstehen. Die Starkregengefahrenkarte der Landeshauptstadt zeigt, dass bei 
Starkregenereignissen im Plangebiet stellenweise Einstauhöhen von bis zu 50 cm zu er-
warten sind. Die mögliche Betroffenheit und Vorbeugemaßnahmen zur Vermeidung von 
Schäden und zur Minimierung von Risiken können mit dem Zentralen Kommunalen Ent-
sorgungsbetrieb (ZKE)  abgestimmt werden.
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Kriterium Beschreibung

Notbrunnen • Das Plangebiet liegt außerhalb von geplanten oder festgesetzten Wasserschutzgebie-
ten, allerdings innerhalb der Sperrradien der beiden Notbrunnen NB 24 und NB 25

Informelle Fachplanungen • aufgrund der offiziell vorliegenden Geofachdaten keine Hinweise auf das Vorkommen 
ökologisch hochwertiger Biotoptypen oder Arten innerhalb oder im näheren Umfeld 
des räumlichen Geltungsbereiches: 

• für das Plangebiet sind im Datenmaterial des Arten- und Biotopschutzprogramms 
(ABSP) und in der Datensammlung ABDS (Arten- und Biotopschutzdaten 2013 Saar-
land) keine Arten oder Flächen dargestellt

• Räumlicher Geltungsbereich sowie dessen Umfeld nicht im Rahmen der Biotopkartie-
rung erfasst (Internet-Abruf November 2019)

• Auf der Grundlage der offiziellen Geofachdaten keine Hinweise darauf, dass beson-
ders seltene oder schützenswerte Arten oder ökologisch hochwertige Biotope betrof-
fen sein könnten; dies gilt insbesondere für gesetzlich geschützte Biotope und 
FFH-Lebensraumtypen

Baumschutzsatzung der Landeshauptstadt  
Saarbrücken

Für den Verlust von Bäumen, die unter die Baumschutzsatzung fallen, ist Ersatz in Form 
einer Neupflanzung zu leisten. Die Ersatzpflanzungen sind, sofern möglich innerhalb des 
Plangebietes oder alternativ in Abstimmung mit dem Amt für Klima- und Umweltschutz 
an geeigneten Standorten innerhalb des Stadtgebietes auszuführen. Alternativ kann die 
erforderliche Kompensation auch damit geleistet werden, dass pro zu entfernendem 
Baum eine Zahlung von 1.000,00 € an die Landeshauptstadt Saarbrücken geleistet wird. 

Allgemeiner Artenschutz

Allgemeiner Schutz wild lebender Tiere und 
Pflanzen (§ 39 Abs. 5 Punkt 2 BNatSchG)

Da Einzelbäume und Gehölze betroffen sind, die als Gelege für Vögel dienen können, ist 
der allgemeine Artenschutz zu beachten: Bäume, Hecken, lebende Zäune, Gebüsche und 
andere Gehölze dürfen nur außerhalb der Zeit vom 1. März bis zum 30. September gefällt, 
abgeschnitten oder auf den Stock gesetzt werden

Besonderer Artenschutz (§§ 19 und 44 des BNatSchG)

Störung oder Schädigung besonders ge-
schützter Arten bzw. natürlicher Lebens-
räume nach USchadG,  Verbotstatbestand 
nach § 44 BNatSchG

Zu den artenschutzrechtlich relevanten Ar-
ten zählen alle gemeinschaftsrechtlich ge-
schützten Tier- und Pflanzenarten d. h. alle 
streng geschützten Arten inklusive der 
FFH-Anhang-IV-Arten sowie alle europäi-
schen Vogelarten. „Allerweltsarten“ mit 
einem landesweit günstigen Erhaltungszu-
stand und einer großen Anpassungsfähig-
keit (d. h. bei diesen Arten sind keine popu-
lationsrelevanten Störungen und keine Be-
einträchtigungen der ökologischen Funk-
tion ihrer Lebensstätten, insbesondere der 
Fortpflanzungs- und Ruhestätten zu erwar-
ten) werden nicht speziell geprüft.

„Das Plangebiet verfügt aufgrund der aktuellen Nutzung und des hohen Versiegelungs-
grades insgesamt nur über eine geringe ökologische Wertigkeit für die meisten relevanten 
Artgruppen. Entsprechend sind vorwiegend synanthrope und störungstolerante Arten zu 
erwarten. Lediglich die vorhandenen Einzelbäume, Baumreihen und randliche Gebüsch-
strukturen bieten für die Avifauna potenziell geeignete Habitate. 

Nach Auswertung der vorhandenen Daten und der durchgeführten Kartierungen sind pla-
nungsrelevante Arten des Anhang IV der FFH-Richtlinie bzw. des Anhang I der VS-Richtli-
nie im Plangebiet und im übergeordneten Planungsraum nicht bekannt. Innerhalb des 
Plangebietes konnten keine Nachweise planungsrelevanter Arten erbracht werden. 

Avifauna 

Im Plangebiet wurden keine Brutnachweise planungsrelevanter Vogelarten erbracht. Die 
Arten, für die ein Brutstatus festgestellt wurde, sind störungstolerante Arten. Diese synan-
thropen Arten sind in der Regel nicht gefährdet und können lokale Habitatverluste gut  
ausgleichen. Eine erhebliche Betroffenheit der Avifauna kann daher mit hinreichender Si-
cherheit ausgeschlossen werden. 

Fledermäuse

Im Plangebiet konnten lediglich einige Individuen der Zwergfledermaus (jagend) nachge-
wiesen werden. Es ist anzunehmen, dass innerhalb des Plangebietes keine Quartiere der 
Art vorhanden sind, da keine Ausflüge aus Gebäuden beobachtet werden konnten und 
die Habitateignung des Plangebietes als gering einzustufen ist. Insgesamt verzeichnete 
das Plangebiet nur eine sehr geringe Aktivität von Fledermäusen. Lediglich das Parkareal 
der Stadtwerke besitzt eine gewisse Bedeutung als Jadghabitat für synanthrope Arten.
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Kriterium Beschreibung

Fazit

Durch das geplante Vorhaben werden keine Verbotstatbestände gem. § 44 Abs. 1 
BNatSchG einschlägig. Ferner sind keine erheblichen Beeinträchtigungen des Erhaltungs-
zustandes planungsrelevanter Arten zu erwarten. Ausnahmegenehmigungen gem. § 45 
Abs. 7 BNatSchG1 ist nach derzeitigem Kenntnisstand nicht erforderlich. Um eine Betrof-
fenheit von Fledermäusen bzw. Gebäudebrütern (Vögel) auszuschließen, sollte unmittel-
bar vor einem möglichen Abriss von Gebäuden eine weitere Kontrolle auf Besatz erfolgen. 
Der Baumbestand entlang der Autobahn sollte wenn möglich (als Leitstruktur und Ab-
schirmung für Fledermäuse) erhalten bleiben. Insgesamt ist der Erhalt von Bäumen aus 
ökologischer Sicht wünschenswert. Zudem sollte an Neubauten die Integration von Fle-
dermauskästen erwogen werden, um potenzielle Quartiere im Stadtgebiet zu schaffen. 
Bei Beachtung der Kontrollauflagen sind keine erheblichen artenschutzrechtlichen Kon-
flikte zu erwarten.“
(Quelle: Artenschutzrechtlicher Fachbeitrag (mit spezieller artenschutzrechtlicher Prüfung - saP) zum Bebau-
ungsplan „Erweiterung HTW / Stadtwerkeareal“; agstaUmwelt GmbH, Völklingen; Stand: 02/20)

Geltendes Planungsrecht

Flächennutzungsplan Der aktuell rechtswirksame Flächennutzungsplan des Regionalverbandes Saarbrücken 
stellt für das Gebiet eine gemischte Baufläche dar. Somit ist der Bebauungsplan gem. § 8 
Abs. 2 BauGB aus dem Flächennutzungsplan entwickelt.
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Kriterium Beschreibung

Bebauungsplan Nr. 113.02.25 „Baugrup-
peneinheit XIX Stadtwerke“ (1966)

Der Bebauungsplan Nr. 113.02.45 „Stadtwerkeareal“ ersetzt in seinem Geltungsbereich 
den Bebauungsplan Nr. 113.02.25 „Baugruppeneinheit XIX Stadtwerke“ von 1966.

Altlastverdachtsfläche Für das Plangebiet weist das Kataster für Altlasten und altlastverdächtige Flächen folgen-
den Eintrag auf: 

SB_73 „Stadtwerke SB, eigene Tankstelle, Fuhrpark mit KFZ-Reparatur u.-Wartung, früher 
Gaswerk“ 

Altstandort, Status: Altlastverdachtsfläche 

Der Eintrag der Fläche in das Kataster für Altlasten und altlastverdächtige Flächen erfolg-
te aufgrund der vorherigen Nutzungen und dem damit verbundenen branchenspezifi-
schen Kontaminationspotential. Insbesondere bei ehemaligen Gaswerkstandorten ist von 
einem hohen Kontaminationspotential auszugehen. (s. ergänzend auch Festsetzung der 
bedingten Zulässigkeit empfindlicher Nutzungen gem. § 9 Abs. 2 BauGB).

LHKW-Kontamination • Anfang der 90er Jahre wurde auf einem Grundstück südlich des Plangebietes ein 
massiver LHKW-Schaden festgestellt. Nachfolgende Untersuchungen zeigten, dass 
sowohl das oberflächennahe quartäre Grundwasser, als auch der Hauptgrundwasser-
leiter des Mittleren Buntsandsteins stark kontaminiert sind. Der letzte bekannte 
Untersuchungsbericht aus dem Jahr 2006 zeigt, dass im Grundwasserabstrom des 
Schadensherdes immer noch sehr stark erhöhte LHKW-Konzentrationen gemessen 
werden. 

• Auf Grund der hydrogeologischen Situation kann eine Kontamination im Plangebiet 
nicht ausgeschlossen werden. 

• Sollte im Zuge von Baumaßnahmen Grundwasser aufgeschlossen werden, ist dies 
vorab mit dem Landesamt für Umwelt- und Arbeitsschutz (LUA) in seiner Funktion als 
Untere Wasserbehörde abzustimmen. 

• Nach Möglichkeit sollte auf Tiefbohrungen jeglicher Art verzichtet werden.



BP Nr. 113.02.45 „Stadtwerkeareal“, Stadtteil Alt-Saarbrücken 12 www.kernplan.de

Begründungen der Festsetzungen und 
weitere Planinhalte

Art der baulichen Nutzung

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB; §§ 1-14 
BauNVO

Allgemeines Wohngebiet

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. § 4 
BauNVO

Ein Allgemeines Wohngebiet ist ein Bauge-
biet, dessen Zweckbestimmung vorwiegend 
dem Wohnen dient. Im Unterschied zum 
Reinen Wohngebiet können jedoch auch er-
gänzende öffentliche und private Einrich-
tungen, welche die Wohnruhe nicht we-
sentlich stören, zugelassen werden.

Ein Ziel dieses Bebauungsplanes ist es, die 
bestehende Wohnbebauung entlang der 
Gärtnerstraße planungsrechtlich zu sichern.

Die östliche Umgebung dient ebenfalls dem 
Wohnen und als Standort von Nutzungen, 
die die Wohnruhe nicht wesentlich stören. 

Die Festsetzung hat auch nachbarschützen-
den Charakter, sodass bauplanungsrecht-
lich nicht von gegenseitigen Beeinträchti-
gungen auszugehen und durch den Verord-
nungsgeber die Sicherung gesunder Wohn-
verhältnisse gewahrt ist.

Um den Gebietscharakter des Allgemeinen 
Wohngebietes nicht zu gefährden und um 
potenzielle Belästigungen auszuschließen, 
sind bestimmte Modifikationen des festge-
setzten Allgemeinen Wohngebietes not-
wendig. 

Aufgrund des potenziell höheren Störgra-
des / der Immissionsbelastung mit nachteili-
ge Auswirkungen auf die umgebende 
Wohnnutzung (u.a. erhöhtes Verkehrsauf-
kommen), möglichen Beeinträchtigungen 
des Verkehrsflusses, dem üblicherweise er-
höhten Flächenbedarf, den baulichen Anfor-
derungen und der schweren gestalterischen 
Integration sind Gartenbaubetriebe, Tank-
stellen und Betriebe des Beherbergungs- 
gewerbes hier unzulässig. Für Gartenbau-
betriebe und Tankstellen existiert an ande-
rer Stelle im Stadtgebiet ein ausreichendes 
Angebot.

Da Bordelle und Betriebe zur Ausübung se-
xueller Handlungen sowie Läden mit Sexar-
tikel trotz vergleichbarer negativer städte-
baulicher Auswirkungen bauplanungsrecht-
lich nicht den Vergnügungsstätten zuzuord-

Ausschnitt der Planzeichnung des Bebauungsplanes, ohne Maßstab; Quelle: Kernplan

TEIL A: PLANZEICHNUNG

PLANZEICHENERLÄUTERUNG

4. ÜBERBAUBARE UND NICHT ÜBERBAUBARE GRUNDSTÜCKSFLÄCHEN
 GEM. § 9 ABS. 1 NR. 2 BAUGB I.V.M. § 23 BAUNVO

Siehe Plan. 
Die überbaubaren Grundstücksflächen sind im Bebauungsplangebiet durch die Festsetzung von Baulinien 
und Baugrenzen bestimmt. Gem. § 23 Abs. 2 BauNVO muss auf der Baulinie gebaut werden. Gem. § 23 
Abs. 3 BauNVO dürfen Gebäude und Gebäudeteile die Baugrenze nicht überschreiten. Demnach sind die 
Gebäude innerhalb des im Plan durch Baugrenzen und Baulinien definierten Standortes zu errichten. Ein 
Vortreten von Gebäudeteilen in geringfügigem Ausmaß kann zugelassen werden. Ein Rückspringen des 
Erdgeschosses kann ausnahmsweise zugelassen werden. Staffelgeschosse sind mit einem Rücksprung von 
min. 3 m zur Baulinie / Baugrenze auszubilden. 

Außerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen sind untergeordnete Nebenanlagen und Einrichtungen 
(§ 14 BauNVO) zulässig, die dem Nutzungszweck der in dem Baugebiet gelegenen Grundstücke oder des 
Baugebietes selbst dienen und die seiner Eigenart nicht widersprechen. Die Ausnahmen des § 14 Abs. 2 
BauNVO gelten entsprechend. Das gleiche gilt für bauliche Anlagen, soweit sie nach Landesrecht in den 
Abstandsfl ächen zulässig sind oder zugelassen werden können.

5. ÖFFENTLICHE STRASSENVERKEHRSFLÄCHE
 GEM. § 9 ABS. 1 NR. 11 BAUGB

Siehe Plan.

6.  MASSNAHMEN ZUM SCHUTZ, ZUR PFLEGE UND ZUR ENTWICKLUNG VON NATUR UND 
LANDSCHAFT
GEM. § 9 ABS. 1 NR. 20 BAUGB

Die Rodung bzw. der Rückschnitt von Gehölzen zur Freimachung von Baufeldern wird auf den Zeitraum 
von 01. November bis 29. Februar beschränkt. Die Rodungsarbeiten sowie der Abtrag von Gehölzen 
erfolgen damit außerhalb der Vogelbrutzeit bzw. im Winterhalbjahr, wodurch ein Verlust von Vogelbruten 
verhindert wird. Vor Abriss/Rückbau sind die betreffenden Gebäude von einer sachkundigen Person auf 
einen Fledermaus- und Gebäudebrüterbesatz zu prüfen. Falls eine Fällung von Höhlenbäumen erforder-lich 
werden sollte, ist unmittelbar vor der Fällung eine Kontrolle auf möglichen Besatz durch Brutvögel oder 
Fledermäuse durchzuführen. Falls einzelne Tiere entdeckt werden, sind die Bauarbeiten / Fällungen an 
dieser Stelle einzustellen, das Landesamt für Umwelt- und Arbeitsschutz als Untere Naturschutzbehörde 
zu kontaktieren und die weitere Vorgehensweise abzustimmen. An Gebäudeneubauten sollen Nisthilfen 
für Mauersegler und Hausperlinge sowie Fledermauskästen angebracht werden. Geeignete Standorte sind 
mit Landesamt für Umwelt- und Arbeitsschutz als Untere Naturschutzbehörde abzustimmen.

7. VORKEHRUNGEN ZUM SCHUTZ VOR SCHÄDLICHEN UMWELTEINWIRKUNGEN IM SINNE DES 
BUNDES-IMMISSIONSSCHUTZGESETZES

 GEM. § 9 ABS. 1 NR. 24 BAUGB

 Im Bebauungsplangebiet sind gemäß der gutachtlichen Stellungnahme folgende Vorkehrungen zu treffen:

Maßgeblicher Außenlärmpegel 

Bei der Errichtung von Gebäuden sind die Außenbauteile der schutzbedürftigen, dem ständigen Aufent-
halt von Personen dienenden Aufenthalts- und Büroräume mindestens entsprechend den Anforderun-
gen der in der nachstehenden Abbildung festgesetzten maßgeblichen Außenlärmpegel nach DIN 4109 
„Schallschutz im Hochbau“ vom Januar 2018 bzw. der jeweils aktuellen Fassung auszubilden. Die er-
forderlichen Schalldämmmaße sind in Abhängigkeit von der Raumgröße und Raumnutzungsart im Bau-
genehmigungsverfahren auf Basis der DIN 4109 nachzuweisen. 

(Quelle: Schalltechnisches Gutachten zum Bebauungsplan Nr. 113.02.45 „Stadtwerkeareal“, Landeshauptstadt Saarbrücken; GSB GbR - 
Schalltechnisches Beratungsbüro, Wendalinusstraße 2, 66606 Sankt Wendel; Stand: 13.12.2019)

Von den Festsetzungen kann ausnahmsweise abgewichen werden, wenn im Baugenehmigungsverfahren 
der Nachweis erbracht wird, dass im Einzelfall geringere maßgebliche Außenlärmpegel an den Fassaden 
vorliegen. Die Anforderungen an die Schalldämmung der Außenbauteile können dann entsprechend den 
Vorgaben der DIN 4109 reduziert werden.

Schallgedämmte Lüftungseinrichtungen 

Als Ergänzung zu den erforderlichen Schallschutzmaßnahmen der Außenbauteile sind im gesamten 
Plangebiet bei der Errichtung von Gebäuden in Räumen mit Nachtschlaf (Schlaf- und Kinderzimmer) 
fensterunabhängige, schallgedämmte Lüfter oder gleichwertige Maßnahmen bautechnischer Art einzu-
bauen, die eine ausreichende Belüftung bei geschlossenem Fenster sicherstellen. Dabei ist das erforder-
liche resultierende gesamte Schalldämm-Maß erf. R’w,res aus dem Schalldämm-Maß aller Außenbauteile 
gemeinsam zu erfüllen. Zur Sicherstellung ausreichend niedriger Innenpegel darf der Eigengeräuschpegel 
der Lüftungssysteme in einem Meter Abstand nicht mehr als ~ 25 dB(A) betragen. Eine ausreichende 
Luftwechselzahl muss auch bei vollständig geschlossenen Fenstern gewährleistet sein. Von den Festset-
zungen kann ausnahmsweise abgewichen werden, wenn im Baugenehmigungsverfahren der Nachweis 
erbracht wird, dass im Einzelfall nachts an den Fassaden Beurteilungspegel ≤ 50 dB(A) vorliegen oder 
der Raum über ein weiteres Fensters (mit Beurteilungspegel ≤ 50 dB(A) nachts) belüftet werden kann. 

Zunahme des Verkehrslärms durch das Planvorhaben 

Zum Schutz vor der durch das Planvorhaben bedingten Zunahme des Verkehrslärms sind bei Umsetzung 
von Gebäuden im Südosten des Gewerbegebiets die zur Heuduckstraße ausgerichteten Fassaden bis zu 
einer Höhe von 3,00 m hochabsorbierend auszuführen (Gruppe A3 gemäß ZTV-Lsw 06, erforderliches DLa 
der Schallabsorption mind. 8 dB gemäß DIN EN 1793-1‚ „Lärmschutzeinrichtungen an Straßen. Prüfver-
fahren zur Bestimmung der akustischen Eigenschaften“ vom Juli 2017). 

Von dieser Festsetzung kann ausnahmsweise abgewichen werden, wenn im Baugenehmigungsverfahren 
nachgewiesen wird, dass an den Fassaden der Gebäude Heuduckstraße 15 und Heuduckstraße 17 das 
gesamte bewertete Bauschalldämmmaß R’w,ges der Außenbauteile bereits ausreichend ist, um ein KRaumart 
von 30 dB gemäß DIN 4109 „Schallschutz im Hochbau“ vom Januar 2018 bzw. der jeweils aktuellen 
Fassung sicherzustellen oder wenn nachgewiesen werden kann, dass der Beurteilungspegel im Beurtei-
lungszeitraum Nacht (22.00 bis 06.00 Uhr) einen Wert von 60 dB(A) nicht übersteigt. 

Umsetzung von Schallschutzmaßnahmen am geplanten Parkhaus

Für die südliche Fassade des Parkhauses wird ein gesamtes Bauschall-Dämmmaß R´wges der Außenbau-
teile von 7 dB(A) auf Parkebene 0 und von mind. 5 dB(A) für die vier darüber liegenden Parkebenen er-
forderlich. Für die oberste Parkebene ergeben sich keine Anforderungen an den Lärmschutz.
Für die westliche und nördliche Fassade wird ein gesamtes Bauschall-Dämmmaß R´wges der Außenbauteile 
von 7 dB(A) auf der Parkebene 0 erforderlich. Für die darüber liegenden Parkebenen ergeben sich keine 
Anforderungen an den Lärmschutz.
Für die östliche Fassade wird ein gesamtes Bauschall-Dämmmaß R´wges der Außenbauteile von 7 dB(A) auf 
der Parkebene 0 und von mind. 5 dB(A) für die darüber liegenden Parkebenen erforderlich.
Für die Parkebenen 10 und 11 ergeben sich keine Anforderungen an den Lärmschutz.
Als mögliche Maßnahme zur Realisierung des erforderlichen gesamten Bauschall-Dämmmaßes R´wges der 
Außenbauteile kommt das Anbringen von Schallschutzlamellen in Frage.

8.  ANPFLANZUNG VON BÄUMEN, STRÄUCHERN UND SONSTIGEN BEPFLANZUNGEN
 GEM. § 9 ABS. 1 NR. 25A BAUGB

Siehe Plan.
Auf Gebäuden mit einer Grundfläche > 100 m² sind Flachdächer und flachgeneigte Dächer bis 10 Grad 
mit einer Substratschicht von ca. 15 cm Stärke extensiv zu begrünen. Dabei ist ein Begrünungssystem zu 
wählen, welches das dauerhafte und vitale Wachstum von Gräsern, Polsterstauden und zwergigen Ge-
hölzen auch während länger anhaltender Hitze- und Trockenheitsperioden gewährleistet. Ausgenommen 
sind hiervon Flächen für technische Dachaufbauten, etc. und deren Wartung inkl. Zuwegung.

Die oberirdischen Stellplätze außerhalb von Parkhäusern sind durch standortgerechte mittel- bis groß-
kronige Laubbaumhochstämme (Pflanzqualität: 3xv., StU 16/18) im Umfang von je 4 Stellplätze ein 
Baum zu begrünen. An den Stellen, an denen aufgrund der Nähe zu einem Gebäude das Pflanzen von 
mittel- bis großkronigen Bäumen nicht möglich ist, kann ausnahmsweise ein schmalkroniger Baum 
gepflanzt werden. Die Standorte sollen so gewählt werden, dass eine wirksame Verschattung der ver-
siegelten Stellplatzflächen gewährleistet ist, sofern dies nicht bereits durch den vorhandenen Baumbe-
stand erfolgt.  Die Bäume sind dauerhaft zu sichern und Ausfälle durch gleichartige Bäume zu ersetzen.
Vorhandene Bäume können angerechnet werden.

Bei Baumpflanzungen muss grundsätzlich die offene oder mit einem dauerhaft luft- und wasserdurchläs-
sigen Belag versehene Fläche (Baumscheibe) mindestens 6,0 m² betragen. Im Falle beengter Verhältnisse, 
wie z. B. nahe Stellplätzen, Fahrgassen u. ä. ist die Pflanzgrubenbauweise wie folgt auszuführen: Bei offe-
nen Oberflächen von weniger als 6,0 m² oder Pflasterfugenanteil von weniger als 15 % sind Belüftungs- 
und Bewässerungskanäle erforderlich; die Pflanzgrube muss mindestens 12,0 m³ umfassen und 1,50 m 
tief sein. Das Begrünungsgebot gilt auch bei Neuordnung von vorhandenen Stellplätzen, z. B. im Zuge 
von Nutzungsänderungen des Grundstücks. 

1. ART DER BAULICHEN NUTZUNG
 GEM. § 9 ABS. 1 NR. 1 BAUGB I.V.M. § 4 UND 8 BAUNVO

1.1. ALLGEMEINE WOHNGEBIET (WA) GEM. § 4 BAUNVO

Siehe Plan.
Zulässig sind gem. § 4 Abs. 2 BauNVO
1. Wohngebäude,
2. die der Versorgung des Gebiets dienenden Läden, Schank- und Speisewirtschaften sowie nicht stö-

renden Handwerksbetriebe,
3. Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitliche und sportliche Zwecke.

Ausnahmsweise zulässig sind gem. § 4 Abs. 3 BauNVO
1. sonstige nicht störende Gewerbebetriebe, 
2. Anlagen für Verwaltungen.

Unzulässig sind gem. § 4 Abs. 3 BauNVO i.V.m. § 1 Abs. 6 Nr. 1 BauNVO
1.  Betriebe des Beherbergungsgewerbes,
2.  Gartenbaubetriebe,
3.  Tankstellen.

Unzulässig sind gem. § 4 Abs. 2 und Abs. 3 BauNVO i.V.m. § 1 Abs. 9 BauNVO Läden mit Geschäfts- und 
Verkaufsflächen für Sexartikel (Sexshops und Videotheken) und sonstige Gewerbebetriebe, in denen se-
xuelle Tätigkeiten gewerblich ausgeübt oder angeboten werden (Bordelle bzw. bordellähnliche Betriebe 
einschließlich Wohnungsprostitution).

1.2 EINGESCHRÄNKTES GEWERBEGEBIET (GEE1-4)  GEM. § 8 BAUNVO I.V.M. § 1 ABS. 4 BAUNVO

Im eingeschränkten Gewerbegebiet GEE sind nur solche Betriebe und Anlagen zulässig, die nach ihrem 
Störgrad im Mischgebiet zulässig sind. 

Siehe Plan.
Zulässig sind gem. § 8 Abs. 2 BauNVO i.V.m. § 1 Abs. 4 BauNVO und § 1 Abs. 5 und Abs. 9 BauNVO
1. nicht wesentlich störende Gewerbebetriebe, Lagerhäuser, Lagerplätze und öffentliche Betriebe,
2. Geschäfts-, Büro- und Verwaltungsgebäude,
3. Einzelhandelsbetriebe mit nahversorgungsrelevantem Kernsortiment. Der Umfang der zentrenrelevan-

ten Randsortimente wird auf maximal 10% der gesamten Verkaufsfläche begrenzt. Die Definition der 
nahversorgungs- und zentrenrelevanten Sortimente erfolgt nach der Sortimentsliste des Einzelhan-
dels- und Zentrenkonzeptes der Landeshauptstadt Saarbrücken von Oktober 2015, wie folgt: 

Ausnahmsweise zulässig sind gem. § 8 Abs. 3 BauNVO
1. Wohnungen für Aufsichts- und Bereitschaftspersonen sowie für Betriebsinhaber und Betriebsleiter, 

die dem Gewerbebetrieb zugeordnet und ihm gegenüber in Grundfläche und Baumasse untergeord-
net sind,

2. Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale und gesundheitliche Zwecke.

Unzulässig sind gem. § 8 Abs. 2 BauNVO i.V.m. § 1 Abs. 5 BauNVO Tankstellen und Anlagen für sport-
liche Zwecke sowie gem. § 8 Abs. 2 BauNVO i.V.m. § 1 Abs. 9 BauNVO Läden mit Geschäfts- und Ver-
kaufsflächen für Sexartikel (Sexshops und Videotheken) und sonstige Gewerbebetriebe, in denen sexuelle 
Tätigkeiten gewerblich ausgeübt oder angeboten werden (Bordelle bzw. bordellähnliche Betriebe ein-
schließlich Wohnungsprostitution).

Unzulässig sind gem. § 8 Abs. 3 BauNVO i.V.m. § 1 Abs. 6 Nr. 1 BauNVO Vergnügungsstätten (auch Spiel-
hallen, Wettbüros).

2. MASS DER BAULICHEN NUTZUNG
GEM. § 9 ABS. 1 NR. 1 BAUGB I.V.M. §§ 16 - 21A BAUNVO

2.1 HÖHE BAULICHER ANLAGEN 

Siehe Plan, gem. § 16 Abs. 2 und § 18 BauNVO

Maßgebende obere Bezugspunkte für die maximale Höhe der baulichen und sonstigen Anlagen sind die 
Firsthöhe (FH) und Traufhöhe (TH). Der maßgebenden oberen Bezugspunkte können der Nutzungsschablone 
entnommen werden. 

Bei Gebäuden mit Flachdächern oder flachgeneigten Dächern ist der maßgebende obere Bezugspunkt für 
die maximale Höhe grundsätzlich die Oberkante der baulichen und sonstigen Anlagen. Bei Ausbildung eines 
Staffelgeschosses entspricht die Gebäudeoberkante der festgesetzten Firsthöhe. Die Gebäudeoberkante 
wird im Übrigen definiert durch den Schnittpunkt zweier geneigter Dachflächen oder den Schnittpunkt 
zwischen Außenwand und Dachhaut.

Unterer Bezugspunkt ist die Höhe der angrenzenden Straßen, gemessen an der straßenseitigen 
Gebäudemitte. Grenzen zwei Straßen an das Gebäude an, ist die niedrigere der beiden Straßenhöhen als 
Bezugspunkt zu wählen. 

Die zulässige Firsthöhe im Eingeschränkten Gewerbegebiet (GEE) kann durch untergeordnete Bauteile 
(technische Aufbauten etc.) auf max. 10 % der Grundfläche bis zu einer Höhe von max. 2,0 m über-
schritten werden, wenn ein Abstand von mind. 1,5 m bis zur Gebäudekante eingehalten wird. Durch 
Photovoltaikmodule / Solarmodule inkl. der zum Betrieb erforderlichen Anlagen und Bauteile kann die 
zulässige Oberkante überschritten werden, wenn ein Abstand von mind. 2,0 m bis zur Gebäudekante ein-
gehalten wird. Dachaufbauten auf den Vollgeschossen sind unzulässig, wenn ein Staffelgeschoss errichtet 
wird. Eine Überschreitung der Gebäudeoberkante für die Errichtung von Werbeanlagen ist nicht zulässig.

2.2 GRUNDFLÄCHENZAHL (GRZ)

Siehe Plan. 
Die Grundflächenzahl (GRZ) wird gem. § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. § 16 Abs. 2 BauNVO und 
§ 19 Abs. 1 BauNVO wie folgt festgesetzt:

WA  0,6
GEE  0,8

Bei der Ermittlung der Grundfläche sind die Grundflächen von
1. Garagen und Stellplätzen mit ihren Zufahrten,
2. Nebenanlagen im Sinne des § 14 BauNVO,
3. baulichen Anlagen unterhalb der Geländeoberfläche, durch die das Baugrundstück lediglich unterbaut 
 wird,
mitzurechnen.

Gem. § 19 Abs. 4 Satz 2 BauNVO darf die festgesetzte GRZ durch Stellplätze mit ihren Zufahrten, durch 
Nebenanlagen im Sinne des § 14 BauNVO und durch bauliche Anlagen unterhalb der Geländeoberfläche, 
durch die das Baugrundstück lediglich unterbaut wird (§ 19 Abs. 4 Nr. 1 bis 3 BauNVO) im Allgemeinen 
Wohngebiet (WA) bis zu einer GRZ von 0,8 überschritten werden. Die Grundflächenzahl gilt im Einge-
schränkten Gewerbegebiet (GEE) für das komplette Betriebsgrundstück.

2.3 ZAHL DER VOLLGESCHOSSE

Siehe Plan. 
Für die Teilgebiete wird die Zahl der Vollgeschosse gem. § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. § 16 Abs. 2 
BauNVO und § 20 BauNVO als Mindestmaß sowie als Mindest- und Höchstmaß festgesetzt. Ausgenom-
men hiervon sind Nebenanlagen gem. § 14 BauNVO (z. B. Pförtnerhaus).

3. BAUWEISE
 GEM. § 9 ABS. 1 NR. 2 BAUGB I.V.M. § 22 BAUNVO

Als Bauweise wird gem. § 22 Abs. 4 BauNVO eine abweichende Bauweise (a) festgesetzt. Demnach 
sind auch Gebäude mit einer Länge von über 50 m zulässig. In der abweichenden Bauweise ist eine 
Grenzbebauung zulässig.

TEIL B: TEXTTEIL
FESTSETZUNGEN (§ 9 BAUGB I.V.M. BAUNVO)

Für die Verfahrensdurchführung und die Festsetzun-
gen des Bebauungsplanes gelten u.a. folgende Ge-
setze und Verordnungen:
1. Baugesetzbuch in der Fassung der Bekanntma-

chung vom 03. November 2017 (BGBl. I S. 3634), 
zuletzt geändert durch Artikel 6 des Gesetzes vom 
27. März 2020 (BGBI. I S. 587).

2. Baunutzungsverordnung in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 21. November 2017 (BGBl. 
I S. 3786).

3. Verordnung über die Ausarbeitung der 
Bauleitpläne und die Darstellung des Planin-
halts (Planzeichenverordnung - PlanzV) vom 18. 
Dezember 1990 (BGBI. I S. 58), zuletzt geändert 
durch Artikel 3 des Gesetzes vom 04. Mai 2017 
(BGBl. I S. 1057).

4. Gesetz über Naturschutz und Landschaftspflege 
(Bundesnaturschutzgesetz - BNatSchG) vom 29. 
Juli 2009 (BGBI. I S. 2542), zuletzt geändert durch 
Artikel 1 des Gesetzes vom 04. März 2020  (BGBI. 
I S. 440).

5. Bundes-Immissionsschutzgesetz (BImSchG) in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 17. Mai 
2013 (BGBI. I S. 1274), das zuletzt geändert 
durch Artikel 1 des Gesetzes vom 08. April 2019 
(BGBI. S. 432).

6. Bundes-Bodenschutzgesetz vom 17. März 1998 
(BGBl. I S. 502), zuletzt geändert durch Artikel 3 
Absatz 3 des Gesetzes vom 27. September 2017 
(BGBl. I S. 3465).

7. Gesetz zur Ordnung des Wasserhaushalts (Was-
serhaushaltsgesetz - WHG) vom 31. Juli 2009 
(BGBl. I S. 2585), zuletzt geändert durch Artikel 
2 des Gesetzes vom 4. Dezember 2018 (BGBl. I 
S. 2254). 

8. § 12 des Kommunalselbstverwaltungsgesetzes 
(KSVG) des Saarlandes in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 27. Juni 1997 (Amtsbl. S. 
682), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Geset-
zes vom 24.März 2020 (Amtsbl. I S. 208).

9. Saarländische Landesbauordnung (LBO) (Art. 1 
des Gesetzes Nr. 1544) vom 18. Februar 2004, 
zuletzt geändert durch das Gesetz vom 04. De-
zember 2019 (Amtsbl. I 2020 S. 211).

10. Gesetz zum Schutz der Natur und Heimat im Saar-
land - Saarländisches Naturschutzgesetz - (SNG) - 
vom 05. April 2006 (Amtsbl. 2006 S. 726), zuletzt 
geändert durch das Gesetz vom 13. Februar 2019 
(Amtsbl. I S. 324).

11. Saarländisches Denkmalschutzgesetz (SDschG) 
(Art. 3 des Gesetzes Nr. 1946 zur Neuordnung des 
saarländischen Denkmalschutzes und der saar-
ländischen Denkmalpflege) vom 13. Juni 2018 
(Amtsbl. 2018, S. 358).

12. Saarländisches Wassergesetz (SWG) vom 28. Juni 
1960 in der Fassung der Bekanntmachung vom 
30. Juli 2004 (Amtsbl. S. 1994), zuletzt geändert 
durch das Gesetz vom 13. Februar 2019 (Amtsbl. 
I S. 324).

13. Saarländisches Gesetz zur Ausführung des Bun-
des-Bodenschutzgesetzes (Saarländisches Boden-
schutzgesetz - SBodSchG) vom 20. März 2002 
(Amtsbl. 2002 S. 990), zuletzt geändert durch 
das Gesetz vom 21. November 2007 (Amtsbl. S. 
2393).

14. Saarbrücker Baumschutzsatzung – BSchS, Satzung 
über den Schutz der Bäume in der Landeshaupt-
stadt Saarbrücken vom 26. September 2017.

15. Norm DIN 4109-1: Schallschutz im Hochbau vom 
Januar 2018.

GESETZLICHE GRUNDLAGEN

Hochwasserschutz / Starkregen
• Hinsichtlich der klimatischen Veränderungen ist darauf zu achten, dass die Oberfl ächenabfl üsse aufgrund von 

Starkregenereignissen einem kontrollierten Abfl uss zugeführt werden. Den umliegenden Anliegern darf kein 
zusätzliches Risiko durch unkontrollierte Überfl utungen entstehen. Die Starkregengefahrenkarte der Landes-
hauptstadt zeigt, dass bei Starkregenereignissen im Plangebiet stellenweise Einstauhöhen von bis zu 50 cm 
zu erwarten sind. Die mögliche Betroffenheit und Vorbeugemaßnahmen zur Vermeidung von Schäden und 
zur Minimierung von Risiken können mit dem Zentralen Kommunalen Entsorgungsbetrieb (ZKE)  abgestimmt 
werden.

• Es sind geeignete Maßnahmen zur Abschirmung der baulichen Anlagen gegen starkregenbedingte Oberflä-
chenwasserabflüsse auszuführen (z.B. Weiße Wanne, Anhebung der Erdgeschoss-Bodenhöhe, Einbau wasser-
dichter Abdeckungen von Lichtschächten (mit Druckausgleich) bzw. Aufhöhung der Schachtmauern, höhen-
mäßige und/oder räumliche Verlagerung kritischer technischer Infrastruktur). 

Altlasten
• Sind im Planungsgebiet Altlasten oder altlastverdächtige Flächen bekannt, oder ergeben sich bei späteren 

Bauvorhaben Anhaltspunkte über schädliche Bodenveränderungen, besteht gemäß § 2 Abs. 1 Saarländisches 
Bodenschutzgesetz (SBodSchG) die Verpflichtung, das Landesamt für Umwelt- und Arbeitsschutz in seiner 
Funktion als Untere Bodenschutzbehörde zu informieren.

Denkmalschutz
•  Auf die Anzeigepfl icht von Bodenfunden und das Veränderungsverbot (§ 16 Abs. 1 und 2 SDschG) wird hin-

gewiesen. Auf § 28 SDschG (Ordnungswidrigkeiten) wird ebenfalls hingewiesen.
• Im unmittelbaren Umfeld befi nden sich eine Reihe von Denkmälern. Diese genießen gem. DSchG Erhaltungs- 

sowie Umgebungsschutz.
Brandschutz
• Bemessungsgrößen für Löschwasser sind dem Arbeitsblatt DVGW 405 zu entnehmen. Weiterhin ist bei der 

Gebäudenutzung bzw. Standortplanung die Richtlinie „Flächen für die Feuerwehr auf Grundstücken“ zu be-
achten. Bei einer Festlegung von Baumstandorten ist die Notwendigkeit einer Anleiterung am Objekt zu 
prüfen. Bei Festlegungen von Parkfl ächen sind ebenso mögliche Zufahrten bzw. Aufstellfl ächen der Feuer-
wehr zu berücksichtigen.

Versorgungsleitungen der Stadtwerke Saarbrücken GmbH
• Innerhalb des Plangebietes befi nden sich Wasser- und Gasleitungen sowie Kabel verschiedener Spannungs-

ebenen der Stadtwerke Saarbrücken GmbH. Es wird darauf hingewiesen, dass die im Plangebiet befi ndlichen 
Versorgungsanlagen jederzeit frei zugänglich und die Trassen mit Baustellenfahrzeugen befahrbar sein müs-
sen. 

Höhenfestpunkt
• Auf dem betreffenden Areal der Stadtwerke befindet sich der Höhenfestpunkt (HFP) 6707 / 724 (Saarbrü-

cken, Hohenzollernstr. 75-77). 
• Es wird rechtzeitig vor Aufnahme von Baumaßnahmen um Rücksprache mit dem LVGL, Sachgebiet 2.1, Geo-

dätische Grundlagen, AFIS, gebeten, welche Baumaßnahmen den Punkt gefährden könnten. Gegebenenfalls 
sind Verlegungs- oder Sicherungsmaßnahmen vornehmen.

Schallschutz
• Die Festsetzungen gelten unter Zugrundelegung der im Schalltechnischen Gutachten defi nierten 

Rahmenbedingungen. Die Einsicht in die verwendeten Normen ist beim Stadtplanungsamt der Landeshaupt-
stadt Saarbrücken möglich.

HINWEISE

Abwasserbeseitigung (§ 9 Abs. 4 BauGB i.V. mit §§ 49-54 Saarländisches Wassergesetz)

• Die Entwässerung erfolgt im Trennsystem.

• Das Schmutzwasser wird durch Anschluss an den vorhandenen ZKE-Schmutzwasserkanal entsorgt.

• Das Niederschlagswasser wird durch Anschluss an den vorhandenen ZKE-Regenwasserkanal entsorgt.

• Die Planung und die Bauausführung für die Entwässerungsanlagen sind mit der ZKE abzustimmen.

Örtliche Bauvorschriften (§ 9 Abs. 4 BauGB i.V. mit § 85 Abs. 4 LBO)

• Werbeanlagen: Werbeanlagen sind nur an der Stätte der Leistung zulässig, Fremdwerbung ist unzulässig. 
Ausgenommen hiervon sind gemeinsame Hinweisschilder oder -tafeln mehrerer Betriebe (Sammel-Hinweis-
schilder). Innerhalb des Eingeschränkten Gewerbegebietes ist nur ein solches Hinweisschild zulässig. Die 
Hinweisschilder oder -tafeln sind mit einer Höhe von max. 3,0 m zulässig. Zusätzlich ist ein Pylon / eine Stele 
mit einer Höhe von 5,0 m, gemessen senkrecht zur angrenzenden Straße, und einer Breite von 2,6 m zulässig. 
Unzulässig sind Wechselbild-Werbeanlagen, blinkende Leuchtreklamen sowie zeitweise und sich ständig be-
wegende Werbeanlagen. 

• Dächer: Die Errichtung von Anlagen zur Nutzung der Sonnenenergie (Photovoltaik, Solare Wärmenutzung) 
auf den Dachfl ächen ist zulässig. 

• Fassaden: Fassadenbegrünungen sind ausdrücklich erwünscht.

• Sonstiges: Mülltonnen sind in den zur öffentlichen Straßenverkehrsfl äche orientierten Bereichen entweder in 
Schränken einzubauen oder sichtgeschützt aufzustellen.

• Einfriedungen: Einfriedungen (Hecken, Zäune) sind bis zu einer Höhe von 2,5 m zulässig.

FESTSETZUNGEN AUFGRUND
LANDESRECHTLICHER VORSCHRIFTEN

(§ 9 ABS. 4 BAUGB I.V.M. LBO UND SWG)

1. ART DER BAULICHEN NUTZUNG

WA ALLGEMEINES WOHNGEBIET (WA)
(§ 9 ABS. 1 NR. 1 BAUGB UND § 4 BAUNVO)

GEE
EINGESCHRÄNKTES GEWERBEGEBIET (GEE1-4)
(§ 9 ABS.1 NR. 1 BAUGB UND § 8 BAUNVO)

2. MASS DER BAULICHEN NUTZUNG

FHmax. 
HÖHE BAULICHER ANLAGEN ALS HÖCHSTMASS; HIER: MAXIMAL ZULÄSSIGE FIRSTHÖHE
(§ 9 ABS. 1 NR. 1 BAUGB UND § 18 BAUNVO)

THmax.
HÖHE BAULICHER ANLAGEN ALS HÖCHSTMASS; HIER: MAXIMAL ZULÄSSIGE TRAUFHÖHE 
(§ 9 ABS. 1 NR. 1 BAUGB UND § 18 BAUNVO)

GRZ GRUNDFLÄCHENZAHL
(§ 9 ABS. 1 NR. 1 BAUGB I.V.M. § 19 BAUNVO)

III ZAHL DER VOLLGESCHOSSE (MINDESTMASS)
(§ 9 ABS.1 NR. 1 BAUGB I.V.M. § 20 BAUNVO)

III - V ZAHL DER VOLLGESCHOSSE (MINDEST- UND HÖCHSTMASS)
(§ 9 ABS.1 NR. 1 BAUGB I.V.M. § 20 BAUNVO)

3. BAUWEISE, BAUGRENZEN

a ABWEICHENDE BAUWEISE
(§ 9 ABS. 1 NR. 2 BAUGB UND § 22 ABS. 4 BAUNVO)

BAULINIE
(§ 9 ABS.1 NR. 2 BAUGB UND § 23 ABS.2 BAUNVO)

BAUGRENZE
(§ 9 ABS.1 NR. 2 BAUGB UND § 23 ABS. 3 BAUNVO)

4. VERKEHRSFLÄCHEN

ÖFFENTLICHE STRASSENVERKEHRSFLÄCHE
(§ 9 ABS. 1 NR. 11 BAUGB)

STRASSENBEGRENZUNGSLINIE
(§ 9 ABS. 1 NR. 11 BAUGB)

5. MASSNAHMEN UND FLÄCHEN FÜR MASSNAHMEN ZUM SCHUTZ, ZUR PFLEGE UND ZUR ENTWICKLUNG VON NATUR UND LANDSCHAFT

ERHALTUNG VON BÄUMEN
(§ 9 ABS. 1 NR. 25B BAUGB)

6. SONSTIGE PLANZEICHEN

FLÄCHEN, DEREN BÖDEN ERBLICH MIT UMWELTGEFÄHRDENDEN STOFFEN BELASTET SIND; HIER: ALTLASTENVERDACHTSFLÄCHE 
„SB_73“
(§ 9 ABS. 5 NR. 3 UND ABS. 6 BAUGB)

GELTUNGSBEREICH
(§ 9 ABS. 7 BAUGB)

BESTANDSGEBÄUDE

BESTANDSBÄUME

ABGRENZUNG UNTERSCHIEDLICHES MASS DER BAULICHEN NUTZUNG

Baugebiet
Zahl der Vollge-

schosse

Grundfl ächenzahl
Höhe baulicher 
Anlagen (FHmax.)

Bauweise
Höhe baulicher 
Anlagen (THmax)

ERLÄUTERUNG DER NUTZUNGSSCHABLONE

Die Planunterlage entspricht den Anforderun-
gen der Planzeichenverordnung vom 
18.12.1990, zuletzt geändert durch Artikel 3 
des Gesetzes vom 04. Mai 2017 (BGBl. I S. 
1057).
Der Kartenausschnitt (Katasterkarte) ent-
spricht für den Geltungsbereich des 
Bebauungsplanes dem Stand vom __.__.____.

Der Oberbürgermeister

Saarbrücken, den __.__.____

Der Stadtrat hat in öffentlicher Sitzung vom 
__.__.____ die Aufstellung des 
Bebauungsplanes gemäß § 1 Abs. 3 und § 2 
Abs. 1 BauGB beschlossen. Der Beschluss 
ist am __.__.____ ortsüblich bekannt gemacht 
worden.

Der Oberbürgermeister

Saarbrücken, den __.__.____

Der Entwurf des Bebauungsplanes mit Be-
gründung hat nach § 3 (2) BauGB auf Dauer 
eines Monats vom __.__.____ bis einschließ-
lich __.__.____ öffentlich ausgelegen. Ort und 
Dauer der Auslegung sind am __.__.____ orts-
üblich bekannt gemacht worden.

Der Oberbürgermeister

Saarbrücken, den __.__.____

Der Stadtrat hat in öffentlicher Sitzung vom 
__.__.____ diesen Bebauungsplan nach § 10 
(1) BauGB als Satzung beschlossen.

Der Oberbürgermeister

Saarbrücken, den __.__.____

Dieser Bebauungsplan bedarf gemäß § 10 (2) 
BauGB i.V.m. § 13a (2) Nr. 2 BauGB keiner Ge-
nehmigung durch die höhere Verwaltungsbe-
hörde. 

Der Satzungsbeschluss durch den Stadtrat 
und der Ort, an dem der Plan während der 
Dienststunden eingesehen werden kann, ist 
am __.__.____ ortsüblich bekannt gemacht 
worden. Mit der Bekanntmachung tritt der Be-
bauungsplan gem. § 10 (3) BauGB in Kraft.

Der Oberbürgermeister

Saarbrücken, den __.__.____
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Bei der Baumarten bzw. -sortenauswahl für den Stellplatzbereich ist die folgende Pflanzliste (Vorschlags-
liste) zu verwenden:

Corylus colurna – Baumhasel
Fraxinus ornus ‚Rotterdam‘ – Blumen-Esche-Sorte
Liquidambar styracifolia – Amberbaum (Nominatform)
Liquidambar styracifolia ‘Worpelsdorn’ – Amberbaum-Sorte
Sophora japonica ‘Princeton Upright’ – Schnurbaum-Sorte

Die Verwendung klein- oder schmalkroniger Arten/Sorten ist nur in begründeten Ausnahmefällen erlaubt.

Die nicht überbauten Grundstücksflächen sind zu begrünen und gärtnerisch zu gestalten. Je angefan-
gene 250 m2 nicht überbauter Grundstücksfläche ist mindestens 1 standortgerechter Laubbaumhoch-
stamm/ Stammbusch zu pflanzen, dauerhaft zu erhalten und bei Abgang nach zu pflanzen (Pflanzquali-
tät: 3xv., StU 16/18). 

9. ERHALTUNG VON BÄUMEN, STRÄUCHERN UND SONSTIGEN BEPFLANZUNGEN
 GEM. § 9 ABS. 1 NR. 25B BAUGB

Die entsprechend gekennzeichneten Alleebäume im Bereich der Hohenzollernstraße sind zu erhalten. Für 
die Bestandsbäume im Plangebiet, die unter die Baumschutzsatzung fallen und aufgrund von Bauvor-
haben nicht erhalten werden können, ist Ersatz in Form einer Neupflanzung zu leisten (Pflanzqualität: 
3xv., StU 14/16, standortgerechte Laubbaumhochstämme). Die Ersatzpflanzungen sind, sofern möglich 
innerhalb des Plangebietes oder alternativ in Abstimmung mit dem Amt für Klima- und Umweltschutz an 
geeigneten Standorten innerhalb des Stadtgebietes auszuführen. Bei der Pflanzung sind die Empfehlun-
gen der FLL (Empfehlungen für Baumpflanzungen, Teil 1 - Planung, Pflanzarbeiten, Pflege, 2. Ausg. 2015 
sowie Teil 2 - Standortvorbereitung für Neupflanzungen, Pflanzgruben und Wurzelraumerweiterung, Bau-
weisen und Substrate, 2. Ausg. 2010) zu beachten.

Alternativ kann die erforderliche Kompensation auch damit geleistet werden, dass pro zu entfernendem 
Baum eine Zahlung von 1.000,00 € an die Landeshauptstadt Saarbrücken geleistet wird. Der Betrag wird 
von der Landeshauptstadt für die Neupflanzung von Bäumen im innerstädtischen Bereich verwendet.

10. BEDINGTE ZULÄSSIGKEIT
 GEM. § 9 ABS. 2 BAUGB

Im Bereich der Altlastverdachtsfläche sind die Vorhaben und Nutzungen gem. § 9 Abs. 2 BauGB erst nach 
Abschluss einer Bodensanierungsmaßnahme zulässig, wenn eine Gefährdung empfindlicher Nutzungen 
auszuschließen ist oder der Verdacht gutachterlich durch einen nach § 18 Bundesbodenschutzgesetz 
(BBo9SchG) mindestens für ein Sachgebiet von 2 bis 5 der Verordnung über Sachverständige und Unter-
suchungsstellen für den Bodenschutz und die Altlastenbehandlung im Saarland/ VSU in der derzeit gülti-
gen Fassung (s. www.resymesa.de) ausgeräumt ist. Das Landesamt für Umwelt- und Arbeitsschutz erteilt 
die Freigabe.

11. GRENZE DES RÄUMLICHEN GELTUNGSBEREICHES
 GEM. § 9 ABS. 7 BAUGB

Siehe Plan.

Bearbeitet im Auftrag der
Landeshauptstadt Saarbrücken

An der Erstellung des Bebauungsplanes 
waren beteiligt:

Verantwortliche Projektleiter B-Plan
Geschäftsführende Gesellschafter:

Dipl.-Ing. Hugo Kern,
Raum- und Umweltplaner, 

Dipl.-Ing. Sarah End,
Stadtplanerin AKS

ÜBERSICHTSPLAN

GEE2 III

GRZ
0,8

FHmax.
17,0 m

a
THmax.
13,0 m

M 1:5.000; Quelle: Landeshauptstadt Saarbrücken

GEE3 IV

GRZ
0,8

FHmax.
21,0 m

a
THmax.
17,5 m

GEE1 III

GRZ
0,8

FHmax.
17,0 m

a -
WA IV - V

GRZ
0,6

-

a -

GEE4 III

GRZ
0,8

FHmax.
17,5 m

a -

Altlastverdachtsfl äche
Für das Plangebiet weist das Kataster für Altlasten und altlastverdächtige Flächen folgenden Eintrag auf: 
• SB_73 „Stadtwerke SB, eigene Tankstelle, Fuhrpark mit KFZ-Reparatur u.-Wartung, früher Gaswerk“ 
• Altstandort, Status: Altlastverdachtsfl äche 
Der Eintrag der Fläche in das Kataster für Altlasten und altlastverdächtige Flächen erfolgte aufgrund der vor-
herigen Nutzungen und dem damit verbundenen branchenspezifischen Kontaminationspotential. Insbesondere 
bei ehemaligen Gaswerkstandorten ist von einem hohen Kontaminationspotential auszugehen. (s. ergänzend 
auch Festsetzung der bedingten Zulässigkeit empfindlicher Nutzungen gem. § 9 Abs. 2 BauGB).

KENNZEICHNUNGEN GEM. § 9 ABS. 5 BAUGB

Notbrunnen
• Das Plangebiet liegt außerhalb von geplanten oder festgesetzten Wasserschutzgebieten, allerdings innerhalb 

der Sperrradien der beiden Notbrunnen NB 24 und NB 25
LHKW-Kontamination
• Anfang der 90er Jahre wurde auf einem Grundstück südlich des Plangebietes ein massiver LHKW-Schaden 

festgestellt. Nachfolgende Untersuchungen zeigten, dass sowohl das oberfl ächennahe quartäre Grundwas-
ser, als auch der Hauptgrundwasserleiter des Mittleren Buntsandsteins stark kontaminiert sind. Der letzte 
bekannte Untersuchungsbericht aus dem Jahr 2006 zeigt, dass im Grundwasserabstrom des Schadensherdes 
immer noch sehr stark erhöhte LHKW-Konzentrationen gemessen werden. 

• Auf Grund der hydrogeologischen Situation kann eine Kontamination im Plangebiet nicht ausgeschlossen 
werden. 

• Sollte im Zuge von Baumaßnahmen Grundwasser aufgeschlossen werden, ist dies vorab mit dem Landesamt 
für Umwelt- und Arbeitsschutz (LUA) in seiner Funktion als Untere Wasserbehörde abzustimmen. 

• Nach Möglichkeit sollte auf Tiefbohrungen jeglicher Art verzichtet werden.
Risikogebiet gem. § 78 WHG
• Der Geltungsbereich wird bei HQextrem in weiten Teilen überfl utet und liegt damit in einem Risikogebiet 

gem. § 78b WHG. Gemäß Wasserspiegellagenberechnung stellt sich ein Wasserstand von 191,24 m ü NN ein, 
nach Hochwassergefahrenkarte entspricht dies Höhen bis etwa 0,5 m ü Geländeoberkante.

NACHRICHTLICHE ÜBERNAHMEN (§ 9 ABS. 6 BAUGB)
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nen sind, werden diese gesondert ausge-
schlossen. Die Gründe entsprechen den 
Gründen zum Ausschluss der Vergnügungs-
stätten: Beeinträchtigung der Wohnnutzung 
durch nachbarschaftliche Konflikte, Verzer-
rung des Boden- und Mietpreisgefüges, 
Funktionsverluste und weitere Destabilisie-
rungsprozesse.

Eingeschränktes Gewerbegebiet 
GEE

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB; § 8 BauNVO 
iV.m. § 1 Abs. 4 BauNVO

Mit der Ausweisung des Eingeschränkten 
Gewerbegebietes wird das Ziel der Neuord-
nung des bestehenden Stadtwerkeareals 
verfolgt. 

Damit soll ein Großteil des Gebietes auch 
künftig weiterhin gewerblich genutzt wer-
den, gleichzeitig jedoch hinsichtlich des Im-
missionsgrades auf gewerbliche Nutzungen 
beschränkt werden, die die Wohnnutzung 
nicht wesentlich stören (zulässiger Störgrad 
entsprechend einem Mischgebiet).

Gewerbebetriebe werden hinsichtlich ihres 
Emissionsverhaltens eingeschränkt. Dies er-
möglicht eine spannungsfreie Zuordnung 
von Gewerbegebiet und dem direkt angren-
zenden Allgemeinen Wohngebiet. Mit der 
Festsetzung des Eingeschränkten Gewerbe-
gebietes wird also die störempfindliche an-
grenzende Wohnnutzung geschützt. Das 
Eingeschränkte Gewerbegebiet übernimmt 
somit eine innergebietliche Scharnierfunk-
tion.

Einzelhandelsbetriebe werden gem. den 
Festlegungen des Einzelhandels- und Zent-
renkonzeptes der Landeshauptstadt Saar-
brücken beschränkt. Dies gewährleistet die 
Umsetzung des städtischen Einzelhandels- 
und Zentrenkonzeptes innerhalb des 
Plangebietes.

Tankstellen und Vergnügungsstätten lassen 
sich städtebaulich und gestalterisch nicht in 
das Gesamtkonzept einbinden und passen 
nicht zu dem angestrebten Nutzungscha-
rakter, weshalb sie aus dem Nutzungskata-
log ausgeschlossen werden. 

Aufgrund ihres potenziell höheren Störgra-
des / der Immissionsbelastung mit nachteili-
gen Auswirkungen auf die umgebende 
Wohnnutzung (u.a. erhöhtes Verkehrsauf-
kommen) und möglichen Beeinträchtigun-
gen aufgrund der Zufahrtssituation sind 
Tankstellen somit unzulässig. Auch dem üb-
licherweise erhöhten Flächenbedarf und 

den baulichen Anforderungen von Tankstel-
len kann an diesem Standort nicht Rech-
nung getragen werden. Zudem soll eine 
Zweckentfremdung des Gewerbegebietes 
vermieden werden.

Mit dem Ausschluss der Vergnügungsstät-
ten, Bordellen und bordellartigen Betrieben, 
Läden mit Sexartikel, etc. werden Flächen 
für die gewerbegebietstypischen Nutzun-
gen freigehalten. Verdrängungsprozesse 
und eine Zweckentfremdung des Einge-
schränkten Gewerbegebietes werden so 
verhindert. Zudem besteht die Absicht, die 
geplante gewerbliche und Wohnnutzung in 
Einklang zu bringen.

Zudem werden Anlagen für sportliche Zwe-
cke ausgeschlossen, da auch hier kein städ-
tebauliches Erfordernis besteht und die Eig-
nung des Standortes für derartige Einrich-
tungen fragwürdig erscheint. Zudem ist zu 
erwarten, das sportliche Anlagen die an-
grenzenden Wohnnutzung stören.

Für die ausgeschlossenen Nutzungen be-
steht an anderer Stelle im Stadtgebiet ein 
ausreichendes Angebot.

Die gem. § 8 Abs. 3 BauNVO möglichen 
Ausnahmen beschränken sich auf Wohnun-
gen für Aufsichts- und Bereitschafts-
personen sowie für Betriebsinhaber und 
Betriebs leiter, die dem Gewerbebetrieb 
zugeordnet und ihm gegenüber in Grund-
fläche und Baumasse untergeordnet sind 
sowie auf Anlagen für kirchliche, kulturelle, 
soziale und gesund heitliche Zwecke.

Maß der baulichen Nutzung

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. §§ 16 - 
21a BauNVO

Höhe baulicher Anlagen

Ergänzend zur Festsetzung der Zahl der 
Vollgeschosse wird die Höhenentwicklung 
im Plangebiet über die Höhe baulicher Anla-
gen exakt geregelt und so auf eine absolu-
te Maximale begrenzt.

Die festgesetzten Höhen orientieren sich 
zum einen an dem städtebaulichen Konzept 
und zum anderen an den Höhen der 
Bestandsgebäude innerhalb des Plange-
bietes und der angrenzenden Gebäude. 

Mit der Definition der Höhe der baulichen 
Anlage wird das Ziel verfolgt, die Errichtung 
überdimensionierter Baukörper im Vergleich 
zur umgebenden Bebauung zu verhindern 

und eine angemessene Integration ohne 
Beeinträchtigung des Stadt- und Land-
schaftsbildes zu erreichen. 

Dabei erfolgt die Höhenfestsetzung im Ge-
biet zweigeteilt. Die an der Hohenzollern-
straße liegenden Gebäude orientieren sich 
dabei an dem geplanten HTW-Neubau und 
an der Bebauung Ecke Werder- und Hohen-
zollernstraße. Die Gebäude im Süden orien-
tieren sich an der Bebauung der Heuduck- 
und Gärtnerstraße

Mit den gewählten Höhen der baulichen 
Anlagen ist auch gewährleistet, dass ein 
potenzielles Staffelgeschoss auf den zuläs-
sigen Vollgeschossen das angestrebte Ein-
fügen des Baukörpers in die Umgebung 
nicht gefährdet und die gewünschte Hö-
henstaffelung planungsrechtlich festge-
schrieben wird. 

Für die Festsetzung der Höhe der baulichen 
Anlagen sind gem. § 18 BauNVO eindeuti-
ge Bezugshöhen erforderlich, um die Höhe 
der baulichen Anlagen genau bestimmen zu 
können. Die Bezugshöhen sind der Festset-
zung zu entnehmen.

Grundflächenzahl (GRZ)

Die Grundflächenzahl nach § 19 Abs. 1 
BauNVO ist eine Verhältniszahl, die angibt, 
wie viel Quadratmeter überbaute Grundflä-
che je Quadratmeter Grundstücksfläche zu-
lässig ist. Die zulässige Grundfläche ist der 
Anteil des Baugrundstücks, der von bauli-
chen Anlagen überdeckt werden darf und 
dient sogleich der Einhaltung der Mindest-
freiflächen auf den Baugrundstücken.

Die differenzierte Festsetzung der GRZ nach 
Teilbereichen orientiert sich an der städte-
baulichen Konzeption und wird in Anleh-
nung an den Bestand der Wohnbebauung 
und gewerblichen Bebauung innerhalb des 
Plangebietes festgesetzt, wodurch eine op-
timale Auslastung der Grundstücke und 
eine angemessene Nachverdichtung ge-
schaffen wird. Hiermit wird gewährleistet, 
dass die Nutzbarkeit der Grundstücke nicht 
unverhältnismäßig eingeschränkt wird. Die 
entstehende Grundstücksbebauung lässt in 
den einzelnen Teilbereichen ausreichend 
Freiflächen für eine Durchgrünung. Weiter-
hin wird ein sparsamer Umgang mit Grund 
und Boden sichergestellt.

Im Eingeschränkten Gewerbegebiet wird 
eine maximale Flexibilität bei der Ausnut-
zung des Grundstückes und der Bebauung 
und somit eine wirtschaftliche Auslastung 
ermöglicht
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Die Festsetzung einer GRZ von 0,8 im Ein-
geschränkten Gewerbegebiet entspricht ge-
mäß § 17 BauNVO der Obergrenze für Ge-
werbegebiete. Die GRZ bezieht sich aus-
drücklich auf das komplette Betriebsgrund-
stück der Stadtwerke und nicht auf die 
durch Perlschnur gebildeten Teilflächen.

Die festgesetzte GRZ im Allgemeinen Wohn-
gebiet überschreitet gemäß § 17 BauNVO 
der Obergrenze für Allgemeine Wohngebie-
te. Die Festsetzung ergibt sich aus der be-
stehenden Bebauung innerhalb des Gebie-
tes. Insbesondere aufgrund der innenstadt-
nahen Lage und dem beschränkten Raum-
angebot geht eine stärkere Verdichtung und 
Versiegelung hervor. 

Für Nebenanlagen besteht gemäß BauNVO 
ohnehin eine Überschreitungsmöglichkeit.  
Die Grundflächenzahl darf gemäß BauNVO 
durch die Grundflächen von Stellplätzen im 
Sinne des § 14 BauNVO überschritten wer-
den. „Nicht im Sinne von § 19 Abs. 4 Satz 1 
Nr. 1 gesondert mitzurechnen sind unter-
halb der Geländeoberfläche und unter der 
Hauptanlage errichtete Garagen in den 
Grenzen der Grundfläche der Hauptanlage. 
In diesen Fällen ist maßgeblich die Grund-
fläche der Hauptanlage nach § 19 Abs. 2.“ 
(Ernst/Zinkahn/Bielenberg/Krautzberger (Hrsg.) (2013): 
Baugesetzbuch, 109. Ergänzungslieferung 2013, § 19 
BauNVO) 

Mit der geringfügigen Überschreitung der 
Grundflächenzahl wird der besonderen 
städtebaulichen Situation und damit auch 
dem Erfordernis der Innenentwicklung 
Rechnung getragen. Der Verzicht auf die 
Überschreitung der Obergrenze im Allge-
meinen Wohngebiet würde zu einer we-
sentlichen Erschwerung der zweckentspre-
chenden Nutzung der Grundstücke führen 
(§ 19 Abs. 4 Satz 4 BauNVO), die vorgese-
hene Konzeption wäre nicht realisierungsfä-
hig. Die Einhaltung der Obergrenzen wäre 
an diesem Standort in Anbetracht der um-
gebenden Bebauung unverhältnismäßig. 

Die allgemeinen Anforderungen an gesun-
de Wohn- und Arbeitsverhältnisse sind ge-
wahrt. Auch die Freiflächen und Abstände 
sind ausreichend. Nachteilige Auswirkun-
gen, resultierend aus der Überschreitung 
der Obergrenze der GRZ, sind nicht zu er-
warten

Zahl der Vollgeschosse

Gem. § 20 Abs. 1 BauNVO gelten als Vollge-
schosse die Geschosse, die nach landes-
rechtlichen Vorschriften Vollgeschosse sind 
oder auf ihre Zahl angerechnet werden.

Die Zahl der Vollgeschosse orientiert sich an 
der bestehenden Bebauung im Plangebiet 
und dem angestrebten Konzept. Die Fest-
setzung ermöglicht ein harmonisches Einfü-
gen der Gebäude in den Bestand. Die fest-
gesetzte Zahl der Vollgeschosse ermöglicht 
die Wahrung des städtebaulichen Charak-
ters der Umgebung und die Gewährleistung 
der Entwicklung stadttypischer Bauformen. 

Das Maß der baulichen Nutzung ist geprägt 
durch eine homogene Zahl der Vollgeschos-
se. Um zu vermeiden, dass Neubauten eine 
geringere Zahl der Vollgeschosse aufwei-
sen, wird eine Mindestgeschosszahl festge-
setzt.

Einer gegenüber dem Bestand unverhältnis-
mäßigen überdimensionierten Höhenent-
wicklung wird vorgebeugt. Die Bebauung 
ist insgesamt sehr homogen. Um dieses 
städtebauliche Erscheinungsbild zu wahren, 
ist daher in den bisher nicht bebauten Be-
reichen die Festsetzung einer Mindest- und 
Höchstzahl der Vollgeschosse erforderlich.

Bauweise

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB i.V.m.§ 22 
BauNVO

Die Bauweise legt fest, in welcher Art und 
Weise die Gebäude auf den Grundstücken 
in Bezug auf die seitlichen Grundstücks-
grenzen angeordnet werden.

Die Festsetzung einer abweichenden Bau-
weise mit zulässiger Gebäudelänge über 
50m und ohne Grenzabstand eröffnet ein 
hohes Maß an Flexibilität bei der Bemes-
sung der Baukörpers, ermöglicht eine 
zweckmäßige Nutzung des Baugebietes 
und resultiert zudem aus der bereits be-
stehenden Bebauung innerhalb des Allge-
meinen Wohngebietes (ohne Grenzab-
stand) und Eingeschränkten Gewerbegebie-
tes (Gebäudelängen ≥ 50m, ohne Grenzab-
stand).

Überbaubare und nicht über-
baubare Grundstücksflächen

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB i.V.m. § 23 
BauNVO

Mit der Festsetzung der überbaubaren 
Grundstücksfläche durch Baulinien und 
Baugrenzen werden die bebaubaren Berei-
che definiert und damit die Verteilung der 
baulichen Anlagen innerhalb des 
Plangebietes geregelt. Die Baulinie nach 
§ 23 Abs. 2 BauNVO umschreibt die 

überbaubare Fläche, wobei auf dieser Linie 
gebaut werden muss. Es wurden Baulinien 
festgesetzt, um die bestehenden Gebäude-
fluchten innerhalb und angrenzend zum 
Plangebiet sichern zu können.

Die Baugrenze nach § 23 Abs. 3 BauNVO 
umschreibt die überbaubare Fläche, wobei 
die Baugrenze durch Gebäude nicht bzw. 
allenfalls in geringfügigem Maß überschrit-
ten werden darf. Die Baugrenzen orientie-
ren sich an der bestehenden Bebauung in-
nerhalb des Allgemeinen Wohngebietes 
und wurden so angelegt, dass ausreichend 
Abstände zwischen den Baukörpern ge-
währleistet sind und die Blockinnenberei-
che künftig von einer Bebauung frei blei-
ben. Die öffentlich-rechtlichen geforderten 
Abstandsflächen nach LBO werden beach-
tet. Außerdem gewährleisten die 
Baugrenzen die für das Gebiet typischen 
Gebäuderücksprünge der Eckgebäude im 
Erdgeschoss.

Untergeordnete Nebenanlagen und Einrich-
tungen sollen auch außerhalb der 
überbaubaren Grundstücksfläche zulässig 
sein. Damit ist eine zweckmäßige Bebau-
ung des Plangebietes mit den erforderlichen 
Nebenanlagen und Einrichtungen sicherge-
stellt, ohne gesondert Baufenster auswei-
sen zu müssen.

Öffentliche Straßenverkehrs- 
fläche

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB

Der Bereich der Hohenzollernstraße wird als 
öffentliche Straßenverkehrsfläche gem. dem 
Bestand in den Bebauungsplan übernom-
men. 

Maßnahmen zum Schutz, zur 
Pflege und zur Entwicklung von 
Natur und Landschaft

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB

Die festgesetzten Maßnahmen dienen der 
Minimierung der Umweltwirkungen im All-
gemeinen und der Vermeidung artenschutz-
rechtlicher Verbotstatbestände nach § 44 
Abs. 1 BNatSchG. Darüber hinaus sollen die 
Festsetzungen dazu beitragen, die Beein-
trächtigungen der durch das Planvorhaben 
induzierten Eingriffe zu mindern und so 
weit wie möglich auszugleichen.

Die einzelnen Maßnahmen sind den textli-
chen Festsetzungen des Bebauungsplanes 
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und dem artenschutzrechtlichen Gutachten 
zu entnehmen.

Vorkehrungen zum 
Schutz vor schädlichen 
Umwelteinwirkungen im Sinne 
des Bundes-Immissionsschutz-
gesetzes

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB

Eine genaue Auflistung der schalltechni-
schen Maßnahmen ist der Festsetzung im 
Bebauungsplan zu entnehmen. Die Über-
nahme der schalltechnischen Maßnahmen 
garantiert die Umsetzung der Ergebnisse 
der schalltechnischen Untersuchung der 
GSB GbR - Schalltechnisches Beratungsbü-
ro. Mit den getroffenen Festsetzungen ist 
gewährleistet, dass es nicht zu schädlichen 
Umwelteinwirkungen im Plangebiet und 
der Umgebung durch Lärm kommt.

Anpflanzung von Bäumen, 
Sträuchern und sonstigen Be-
pflanzungen

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 25 a BauGB

Aufgrund der zentralen innerstädtischen La-
ge des Plangebietes teils in direkter Nach-
barschaft zu bereits bestehender Wohn- 
bebauung ist die hochwertige und quali-
tätsvolle Ausgestaltung der Freiräume von 
besonderer Bedeutung. Um langfristig eine 
hohe städtebauliche Qualität der Freiräume 
durch Eingrünung und innere Durchgrü-
nung des Plangebietes zu sichern, werden 
Festsetzungen zum Anpflanzen von Bäu-
men, Sträuchern und sonstigen Bepflanzun-
gen getroffen. Hierzu gehören die Entwick-
lung einheimischer und standortgerechter 
Bepflanzungen und die Eingrünung der 
Stellplatzflächen. Aus Gründen des Klima-
schutzes wird festgesetzt, dass Dachflächen 
der Gebäudeneubauten mit Flachdächern 
und flachgeneigten Dächern zu begrünen 
sind. 

Mit den getroffenen grünordnerischen Fest-
setzungen wird die Entwicklung ökologisch 
hochwertiger Pflanzungen mit Mehrwert für 
das Landschafts- und Stadtbild verbessert 
(regionaltypische und einheimische Arten) 
und der Eingriff in die Natur und Landschaft 
reduziert. 

Erhaltung von Bäumen,  
Sträuchern und sonstigen  
Bepflanzungen

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 25b BauGB

Die bestehenden Alleebäume entlang der 
Hohenzollernstraße sind zum Erhalt festge-
setzt. Zudem sind alle Bestandsbäume zum 
Erhalt gem. Baumschutzsatzung der Lan-
deshauptstadt vorgesehen. Somit wird ge-
währleistet, dass der schützenswerte Baum-
bestand innerhalb des Plangebietes, sofern 
es die Planung ermöglicht, in ihrem aktuel-
len Bestand gem. Baumschutzsatzung er-
halten werden und andernfalls ein entspre-
chender Ausgleich erfolgt.

Bedingte Zulässigkeit

Gem. § 9 Abs. 2 BauGB

Aufgrund der Altlastenproblematik besteht 
das Erfordernis einer zeitlich gestaffelten 
städtebaulichen Entwicklung und Ordnung. 

Die Zulässigkeit ist so lange eingeschränkt, 
bis gutachterlich durch einen nach § 18 
BBodSchG zugelassenen Sachverständigen 
der Verdacht einer schädlichen Bodenverän-
derung ausgeräumt wird, oder durch eine 
Bodensanierungsmaßnahme eine Gefähr-
dung empfindlicher Nutzungen ausge-
schlossen ist. 

Alternativ können die vorgenannten auf-
schiebend wirksamen Bedingungen für die 
Zulässigkeit der geplanten Vorhaben bau-
begleitend geschaffen werden. Baubeglei-
tend ist dann durch einen nach § 18 
BBodSchG zugelassenen Sachverständigen 
der Kontaminationsverdacht auszuschlie-
ßen oder die Zulässigkeit der Nutzung durch 
entsprechende Maßnahmen sicherzustellen 
und zu dokumentieren.

Hierbei handelt es sich nicht um eine Bau-
sperre, da der Bedingungseintritt herbeige-
führt werden kann. 

Festsetzungen aufgrund 
landesrechtlicher Vorschriften 
(gem. § 9 Abs. 4 BauGB i.V.m. 
LBO und SWG)

Abwasserbeseitigung (§ 9 Abs. 4 
BauGB i.V. mit §§ 49-54 Saarlän-
disches Wassergesetz)

Die festgesetzten Maßnahmen der Abwas-
serbeseitigung dienen der ordnungsgemä-

ßen Entwässerung aller Flächen innerhalb 
des Plangebietes. Die Entsorgungsinfra-
struktur ist aufgrund der bestehenden Be-
bauung im Plangebiet bereits vorhanden 
und weist noch Kapazitäten auf.  

Örtliche Bauvorschriften (§ 9 Abs. 
4 BauGB i.V. mit § 85 LBO)

Für Bebauungspläne können gem. § 9 Abs. 
4 BauGB i.V.m. § 85 Abs. 4 der Saarländi-
schen Landesbauordnung (LBO) gestalteri-
sche Festsetzungen getroffen werden.

Um gestalterische Mindestanforderungen 
planungsrechtlich zu sichern, werden örtli-
che Bauvorschriften in den Bebauungsplan 
aufgenommen. Diese Festsetzungen ver-
meiden gestalterische Negativwirkungen 
auf das Stadt- und Landschaftsbild. Das 
Vorhaben fügt sich mit den getroffenen 
Festsetzungen harmonisch in die Umge-
bung ein.

• Werbeanlagen werden nicht generell 
ausgeschlossen. Das Aufstellen von 
Werbeanlagen wird lediglich nach Art, 
Höhe der Werbeanlage, Standort und 
Ausgestaltung beschränkt. Dies vermei-
det eine dominierende Wirkung von 
Werbeanlagen und gestattet eine ange-
messene Ausstattung des Plangebietes. 
Auf weitere Einschränkungen wird ver-
zichtet, um auch den zulässigen Nut-
zungen zweckentsprechende Werbung 
zuzulassen. 

• Dächer: Die Errichtung von Anlagen zur 
Nutzung der Sonnenenergie (Photo- 
voltaik, Solare Wärmenutzung) ist zu-
lässig. 

• Fassaden: Zur Verbesserung des städti-
schen Mikroklimas sind Fassdenbegrü-
nungen ausdrücklich erwünscht.

• Einhausung von Mülltonnen: Müllton-
nen werden in den zur öffentlichen 
Straßenverkehrsfläche orientierten Be-
reichen entweder in Schränken einge-
baut oder sichtgeschützt aufgestellt. 
Dadurch soll vermieden werden, dass es 
zu nachteiligen Auswirkungen auf das 
Stadtbild kommt.

• Einfriedungen: Als Sicherheitsvorkeh-
rung gegen potenziellen Vandalismus 
und zum Schutz des stadtwerkeeigenen 
Fuhrparks.

Das Vorhaben fügt sich mit den getroffenen 
Festsetzungen harmonisch in die Umge-
bung ein.
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Abwägung der öffentlichen und 
privaten Belange

Für jede städtebauliche Planung ist das 
Abwägungsgebot gem. § 1 Abs. 7 BauGB 
von besonderer Bedeutung. Danach muss 
die Kommune als Planungsträgerin bei der 
Aufstellung eines Bebauungsplanes die öf-
fentlichen und privaten Belange gegenein-
ander und untereinander gerecht abwägen. 
Die Abwägung ist die eigentliche 
Planungsentscheidung. Hier setzt die Kom-
mune ihr städtebauliches Konzept um und 
entscheidet sich für die Berücksichtigung 
bestimmter Interessen und die Zurückstel-
lung der dieser Lösung entgegenstehenden 
Belange.

Die Durchführung der Abwägung impliziert 
eine mehrstufige Vorgehensweise, die aus 
folgenden vier Arbeitsschritten besteht:

• Sammlung des Abwägungsmaterials 
(siehe „Auswirkungen der Planung“)

• Gewichtung der Belange (siehe „Ge-
wichtung des Abwägungsmaterials“)

• Ausgleich der betroffenen Belange (sie-
he „Fazit“)

• Abwägungsergebnis (siehe „Fazit“)

Auswirkungen der Planung auf 
die städtebauliche Ordnung und 
Entwicklung sowie die natürlichen 
Lebensgrundlagen

Hinsichtlich der städtebaulichen Ordnung 
und Entwicklung bzw. der natürlichen 
Lebensgrundlagen (im Sinne des § 1 Abs. 6 
BauGB) sind insbesondere folgende mögli-
che Auswirkungen beachtet und in den vor-
habenbezogenen Bebauungsplan einge-
stellt:

Auswirkungen auf die allgemeinen 
Anforderungen an gesunde Wohn- 
und Arbeitsverhältnisse

Dieser Planungsgrundsatz präzisiert die we-
sentlichen Grundbereiche menschlichen Da-
seins. Er enthält die aus den allgemeinen 
Planungsgrundsätzen entwickelte Forde-
rung für Bauleitpläne, dass die Bevölkerung 
bei der Wahrung der Grundbedürfnisse ge-
sunde und sichere Wohn- und Arbeitsbedin-
gungen vorfindet.

Das bedeutet, dass Wohn- und Arbeitsstät-
ten so entwickelt werden sollen, dass Be-
einträchtigungen vom Planungsgebiet auf 
die Umgebung und von der Umgebung auf 
das Planungsgebiet vermieden werden. 
Dies kann erreicht werden, indem unverein-
bare Nutzungen voneinander getrennt wer-
den.

Die unmittelbare Umgebung dient überwie-
gend dem Wohnen bzw. als Standort von 
Nutzungen, die das Wohnen nicht wesent-
lich stören. Gegenseitige Beeinträchtigun-
gen dieser Nutzungen sind bisher keine be-
kannt und auch künftig nicht zu erwarten. 

Die Festsetzungen wurden so gewählt, dass 
sich die Nutzungen hinsichtlich Art und 
Maß der baulichen Nutzung, der Bauweise 
sowie der überbaubaren Grundstücksflächen 
in die Umgebung und in die direkte Nach-
barschaft einfügen. Hierdurch wird 
Konfliktfreiheit gewährleistet. Zusätzlich 
schließen die im vorhabenbezogenen Be-
bauungsplan getroffenen Festsetzungen in-
nerhalb des Plangebietes jede Form der 
Nutzung aus, die innergebietlich zu Beein-
trächtigungen führen können.

Ein wichtiges Kriterium gesunder Wohn- 
und Arbeitsverhältnisse ist auch die Berück-
sichtigung ausreichender Abstände gem. 
Landesbauordnung. Die erforderlichen Ab-
standsflächen werden eingehalten. 

Der Bebauungsplan kommt der Forderung, 
dass die Bevölkerung bei der Wahrung der 
Grundbedürfnisse gesunde und sichere 
Wohn- und Arbeitsbedingungen vorfindet, 
nach.

Auswirkungen auf die Belange der 
Wirtschaft und der Erhaltung, Siche-
rung und Schaffung von Arbeitsplät-
zen

In der Bauleitplanung sind die wirtschaftli-
chen Belange in erster Linie durch ein aus-
reichendes, den wirtschaftlichen Bedürfnis-
sen entsprechendes Flächenangebot zu be-
rücksichtigen. Dem wird durch die Auswei-
sung einer gewerblichen Baufläche zur 
Neuordnung des Stadtwerkeareals Rech-
nung getragen.

Daneben spielt auch die Bereitstellung und 
Sicherung von Arbeitsplätzen eine wichtige 

Rolle. Diesen Interessen trägt der vorliegen-
de Bebauungsplan Rechnung. 

Mit Realisierung der Planung wird be-
stehende Standort der Stadtwerke Saarbrü-
cken langfristig gesichert.

Auswirkungen auf die Gestaltung des 
Orts- und Landschaftsbildes

Mit der geplanten Bebauung erfolgt die 
Nachverdichtung einer untergenutzten Flä-
che. Ein Eingriff in die freie Landschaft fin-
det nicht statt. 

Die Umgebung ist entlang dieses Bereiches 
durch geschlossene Mehrfamilienhausbe-
bauung und gemischt genutzte Bebauung 
geprägt. 

Das Stadt- und Landschaftsbild wird durch 
die Planung nicht negativ beeinflusst, da 
die Dimensionierung der Gebäude eine 
maßvolle Entwicklung ermöglicht.

Durch die zukunftsfähige Entwicklung des 
Plangebietes und durch die städtebaulich 
hochwertige architektonische und gestalte-
rische Konzeption des geplanten Vorhabens 
wird das Stadt- und Erscheinungsbild des  
Gebietes und direkten Umfeldes städtebau-
lich und gestalterisch aufgewertet.

Die Festsetzung der überbaubaren 
Grundstücksflächen garantieren im Zusam-
menspiel mit der GRZ ausreichend 
Freiflächen auf dem Grundstück, bei gleich-
zeitiger Berücksichtigung der innerstädti-
schen Dichte. 

Auswirkungen auf umweltschützende 
Belange

Bei der Planung handelt es sich um die Ent-
wicklung einer untergenutzten, teilweise 
versiegelten, innerstädtischen Potenzialflä-
chen. 

Resultierend aus der innerstädtischen Lage, 
der Lage entlang der viel befahrenen Heu-
duckstraße sowie der kurzen Entfernung zur 
BAB A620 als auch der gewerblichen Nut-
zungen samt zugehöriger Stellplatzflächen 
und der daraus teils resultierenden Schad-
stoffbelastung der Böden, weist das 
Plangebiet bereits eine hohe Vorbelastung 
auf. 

Auswirkungen des Bebauungsplanes, Abwägung
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Aufgrund der bestehenden Vorbelastungen 
sind die Lebensraumstrukturen des 
Plangebietes und der näheren Umgebung 
eingeschränkt, sodass der Geltungsbereich 
aktuell nur eine geringe ökologische Wer-
tigkeit für Tiere und Pflanzen besitzt. Das 
Gebiet hat nach derzeitigem Kenntnisstand 
über den beschriebenen Bestand hinaus 
keine besondere naturschutzfachliche oder 
ökologische Bedeutung. Von dem 
Planvorhaben sind keine gesetzlich ge-
schützten Biotope, FFH-Lebensraumtypen 
und bestandsgefährdeten Biotoptypen oder 
Tier- und Pflanzenarten betroffen. Es kom-
men ebenfalls keine Tier- oder Pflanzenar-
ten mit Ausnahme der untersuchten Tier- 
und Pflanzenarten mit besonderem Schutz-
status vor, sodass der geplanten Nutzungen 
auch keine artenschutzrechtlichen Belange 
entgegenstehen. Nachteilige Auswirkungen 
auf Tiere und Pflanzen sind bei Einhaltung 
der zeitlichen Eingriffsbeschränkungen und 
sonstigen Vorgaben nach derzeitigem 
Kenntnisstand nicht zu erwarten. Insbeson-
dere durch die Altlastensanierung verbes-
sert sich die Qualität von Boden und Was-
ser. Gebiete von gemeinschaftlicher Bedeu-
tung sind nicht betroffen.

Im Übrigen gelten gem. § 13 a BauGB Ein-
griffe, die aufgrund der Aufstellung des 
Bebauungsplanes zu erwarten sind, als vor 
der planerischen Entscheidung erfolgt. Ein 
Ausgleich ist nicht erforderlich.

Auswirkungen auf die Belange des 
Hochwasserschutzes / Starkregen

Aufgrund der Lage des Plangebietes in 
einem Risikogebiet gem. § 78 WHG sind 
während der Baudurchführung und bis hin 
zur endgültigen Begrünung und Grund-
stücksgestaltung besondere Maßnahmen 
zur Abwehr von möglichen Überflutungen 
durch die Grundstückseigentümer zu be-
denken. Den umliegenden Anliegern wird 
folglich kein zusätzliches Risiko durch un-
kontrollierte Überflutungen entstehen. Es 
wurden entsprechende Festsetzungen und 
Hinweise zum Hochwasser- und Starkre-
genschutz in den Bebauungsplan aufge-
nommen. 

Insofern kann davon ausgegangen werden, 
dass die Belange des Hochwasserschutzes 
durch das Vorhaben nicht negativ beein-
trächtigt werden.

Auswirkungen auf die Belange des 
Verkehrs

Der durch die Realisierung des Projektes 
entstehende Verkehr (Zu- und Abfahrtsver-

kehr durch Personal) kann von der Heu-
duckstraße aufgenommen werden.

Der ruhende Verkehr wird komplett auf den 
Grundstücken geordnet. Dies trägt dazu 
bei, dass ruhender Verkehr und Parksuch-
verkehr auf den angrenzenden Straßen des 
Plangebietes vermieden wird.

Es ist davon auszugehen, dass die Belange 
des Verkehrs durch die vorliegende Planung 
nicht erheblich negativ beeinträchtigt wer-
den. Die Erschließung ist gewährleistet.

Auswirkungen auf die Belange der 
Ver- und Entsorgung

Die Belange der Ver- und Entsorgung wer-
den ausreichend berücksichtigt. Die not-
wendige Ver- und Entsorgungsinfrastruktur 
und Anschlusspunkte sind aufgrund der be-
stehenden Bebauung innerhalb des 
Plangebietes bereits vorhanden. 

Unter Beachtung der Kapazitäten und ge-
troffenen Festsetzungen ist die Ver- und 
Entsorgungsinfrastruktur ordnungsgemäß 
sichergestellt.

Auswirkungen auf Belange des 
Klimas

Im Zuge der Realisierung der vorgesehenen 
Planung kommt es zwar zu neuen Versiege-
lungen, aufgrund des überschaubaren Flä-
chenumfangs können negative Auswirkun-
gen auf die Belange des Klimas jedoch aus-
geschlossen werden. 

Um den Belangen des Klimaschutzes Rech-
nung zu tragen, wurden Festsetzungen im 
Bebauungsplan vorgesehen, die insbeson-
dere auch im Hinblick auf den Klimawandel 
angemessen sind. 

Auswirkungen auf private Belange

Es sind keine nachteiligen Auswirkungen 
auf die angrenzende Nachbarschaft zu er-
warten, was durch ein schalltechnisches 
Gutachten mit entsprechenden Festsetzun-
gen bestätigt wurde. Zum einen sind die 
festgesetzten Nutzungen verträglich zur 
Umgebungsnutzung (Mischnutzung). Zum 
anderen wurden entsprechende Festsetzun-
gen getroffen, um das harmonische Einfü-
gen in den Bestand zu sichern.

Im Übrigen werden die bauordnungsrechtli-
chen und bauplanungsrechtlichen Vorga-
ben eingehalten.

Auswirkungen auf alle sonstigen 
Belange

Alle sonstigen bei der Aufstellung von 
Bauleitplänen laut § 1 Abs. 6 BauGB zu be-
rücksichtigenden Belange werden nach jet-
zigem Kenntnisstand durch die Planung 
nicht berührt.

Gewichtung des  
Abwägungsmaterials

Gemäß dem im Baugesetzbuch verankerten 
Abwägungsgebot (§ 1 Abs. 7 BauGB) wur-
den die bei der Abwägung zu berücksichti-
genden öffentlichen und privaten Belange 
gegeneinander und untereinander gerecht 
abgewogen und entsprechend ihrer Bedeu-
tung in den vorliegenden vorhabenbezoge-
nen Bebauungsplan eingestellt.

Argumente für die Verabschiedung 
des Bebauungsplanes

• Neuordnung des Stadtwerkeareals und 
langfristige Sicherung des bestehenden 
Standortes der Stadtwerke Saarbrücken

• Nachverdichtung im Sinne der 
Innenentwicklung 

• Keine erheblichen Auswirkungen auf 
die Belange des Umweltschutzes

• Keine negativen Auswirkungen auf die 
Belange des Hochwasserschutzes

• Keine negativen Auswirkungen auf das 
Stadt- und Landschaftsbild

• Geringer Erschließungsaufwand: Infra-
struktur ist weitestgehend vorhanden 

• Keine erheblichen negativen Auswir-
kungen auf die Belange des Verkehrs, 
Ordnung des ruhenden Verkehrs auf 
den Grundstücken

• Keine negativen Auswirkungen auf die 
Ver- und Entsorgung

• Keine Beeinträchtigung privater Belan-
ge

Argumente gegen die Verabschie-
dung des Bebauungsplanes

Es sind keine Argumente bekannt, die 
gegen die Aufstellung des Bebauungsplanes 
sprechen.

Fazit

Im Rahmen der Aufstellung des 
Bebauungsplanes wurden die zu beachten-
den Belange in ihrer Gesamtheit unterein-
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ander und gegeneinander abgewogen. Auf-
grund der genannten Argumente, die für die 
Planung sprechen, kommt die Landeshaupt-
stadt zu dem Ergebnis, das Planvorhaben 
umzusetzen.

Flächenbilanz

Bezeichnung Fläche (gerundet)

Allgemeines Wohngebiet (WA) 1.460 m2

 davon überbaubare Grundstücksfläche 940 m2

Eingeschränktes Gewerbegebiet (GEE1-4) 12.760 m2

 davon überbaubare Grundstücksfläche 12.580 m2

Öffentliche Straßenverkehrsfläche 1.330 m2

Gesamt (Geltungsbereich) ca. 15.550 m2


